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Editorial 


Leider hatten wir einige Probleme mit der Technik und müssen unsere 
LeserInnen um Verständnis bitten, daß das Heft eine Woche später erscheint. 
Beim nächsten mal hoffen wir wieder pünktlich zu sein. 

Die gleich drei Artikel zur RAF-Problematik im letzten Heft haben 
zwar keine Begeisterung, aber doch immerhin soviel Aufregung unter unseren 
gewöhnlich sehr schweigsamen LeserInnen hervorgerufen, daß es sogar zu 
mehreren Briefen reichte, von denen wir zwei in diesem Heft abgedruckt 
haben. Einige Briefe, die wir nach Redaktionsschluß bekamen, drucken wir im 
nächsten Heft ab. 

Diesmal haben wir einem Interview mit einem Vertreter der 
israelischen Friedensbewegung sehr viel Platz eingeräumt. Nach dem Oktober 
1990 unfreiwillig zu (Bundes-)Deutschen geworden, haben wir doch sehr 
deutsche Schwierigkeiten mit der Positionierung in der Nahostproblematik. Es 
zeigt sich aber in dem Interview mit Adam Keller sehr deutlich, daß man nicht 
der nationalistischen israelischen Regierung bei ihren Träumen von einem 
Groß-Israel in den Grenzen des Reiches David folgen muß, wenn man für die 
Lebensinteressen des jüdischen Volkes eintritt. Wir hoffen, daß auch die Leser 
dem Interesse für das Thema zuliebe eine ziemliche Bleiwüste tolerieren; wir 
haben leider noch keinen Korrespondenten im Nahen Osten. 

Hinweisen möchten wir auch auf die Artikel zu Fragen der 
Wehrdienstverweigerung. Sie erscheinen uns zu einem Zeitpunkt hochaktuell, 
zu dem “unsere” Regierung und leider auch einflußreiche Leute in der 
Opposition für eine Weltpolizisten-Rolle Deutschlands Stimmung machen. 

Ansonsten werdet Ihr ja sehen. 

Redaktion “telegraph” 


Bildnachweis: )& ' 
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Angebote in der Mottenpost 
Neues von den Antiquitätendeals von Ost nach West 


Daß der schrittweise Ausverkauf der DDR nicht erst am 9. November einsetzte, 
dürfte ja inzwischen jedem klar sein. 


Neben Waffen, Straßenpflaster und politischen Gefangenen wurden _ 


auch, oder vor allem, wertvolle Antiquitäten und Kunstgegenstände in den 
Westen verscherbelt. Es entwickelten sich hier äußerst fruchtbare 
Geschäftsbeziehungen zwischen dem Stasi-Bereich Kommerzielle 
Koordinierung (KoKo) und westlichen Geschäftsleuten. 

Verkäufer und Käufer trafen sich des öfteren in einem größeren 
Einfamilienhaus in Neulindenberg bei Berlin, nicht nur um neue Geschäfte 
abzuwickeln, sondern meist um auch noch einträchtig große Feten zu feiern. 
Stammgäste waren neben weiteren anderen auch Gerd Großmann, Thomas 
Schalck-Golodkowski mit Frau Uta und ein gewisser Herr Brussiak aus 
Frankfurt am Main, von dem später noch die Rede sein wird. 

Die Deals liefen etwa folgendermaßen ab: 

Die Beschaffung von Kunstgegenständen und Antiquitäten war in der DDR ja 
kein Problem, da es hier so gut wie keinen privaten Kunsthandel gab und alles 
über den Staatlichen Kunsthandel lief. Wer erinnert sich nicht an Annoncen in 
den DDR-Zeitungen, in denen der Staatliche Kunsthandel ständig bekannt gab, 
daß er offen ist für den Ankauf von Kunstgegenständen, Antiquitäten u.ä.. Aber 
auf Grund der Monopolstellung des Staatlichen Kunsthandels und des Stasi- 
Bereichs KoKo gab es natürlich auch andere Arten der Beschaffung. So wurden 
besonders gute Stücke teilweise per Zwangsankauf in Besitz gebracht oder 
einfach eingezogen. Leicht hatten sie es bei Ausreiswilligen, dadie Ausführung 
von Antiquitäten zeitweise genehmigungspflichtig und auch sonst besonders 
gut Druck ausgeübt werden konnte. 

Als besonders hinterhältig erwies sich das Einziehen für kurze Zeit, 
die aber ausreichte, eine Kopie zu fertigen, die dann an den Besitzer 
zurückging. Das Original wurde einbehalten und weiterverkauft. 

Das bekannteste Sammellager für solcherart gesammelte 
Kunstgegenstände dürfte das in Mühlenbeck bei Berlin sein. Man kann davon 
ausgehen, daß es in der DDR noch weit mehr davon gab. Das Mühlenbecker 
Depot war jedoch noch bis Februar 1990 in Betrieb. 

Dort wurden die Kunstgegenstände ‘entweder fotographisch 
festgehalten und in Neulindenberg angeboten oder gingen andere Wege. 

Für den Weiterverkauf von Bildern, Gemälden, graphischer Kunst u.ä. 
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gab es den erwähnten Herm Brnussiak, einen Geschäftsmann aus Frankfurt 
(Main), der seinen Ankauf fast ausschließlich aus DDR-Beständen tätigte. 

Alle anderen Kunstgegenstände - Möbel und andere Antiquitäten - 
wurden per Sammeltransport nach Westberlin gebracht, um dort in ein Lager in 
der Nähe der Kreuzberger Oranienstraße eingelagert zu werden. Hier fanden 
sich dann auch irgendwelche Leute, die diese Stücke per Inserat in Springers 
“Berliner Morgenpost” anpriesen und ihre Telefonnummer dafür hergaben. 
Dafür bekamen sie dann 5% vom Erlös. Interessenten wurden dann telefonisch 
an das Lager in der Oranienstraße verwiesen. 

Einen der Leute, die seinerzeit ihre Telefonnummern für Annoncen in 
der “Morgenpost” hergaben, konnten wir ausfindig machen. Es ist ein gewisser 
Mirko P. aus Berlin-Schöneberg. Als wir versuchten, ihn zu besuchen, um ihm 
einige Fragen zu stellen, wurden wir von seiner Frau an der Tür abgewiesen, 
mit der Bemerkung, er sei nicht da. Als wir gingen, sahen wir ihn am Fenster. 
Auch ein Anruf wurde mit den Worten “Bitte belästigen Sie uns nicht weiter!” 
abgewiesen. 

Wir bleiben jedoch weiter am Ball, denn wenn einige Leute das 
Gruseln kriegen, so wird es für uns doch erst recht interessant. Außerdem sind 
hier noch eine Menge Fragen offen. 

So betreibt doch die Frau von Alexander Schalck-Golodkowski heute 
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ein Antiquitätengeschäft in Rothern am Tegernsee. Tut sie dies unter 
Ausnutzung aller Geschäftsbeziehungen? Oder wie sonst konnte sie in diesem 
schweren Geschäft so schnell Fuß fassen?  n1t. 


Heinrich mir grauts vor Dir! 
Auf antifaschistischen Pfaden nach Dresden 


Alljährlich rüsten sich die Antifa-Gruppen in der ganzen “BRD” am 20.April 
(Hitlergeburtstag) zum “Abwehrschlag” gegen _faschistische 
Geburtstagsfeierei. Das hieß wie in vielen anderen Jahren, Alarm- und 
Schutzstrukturen errichten, Fahrwachen auf der Suche nach faschistischen 
Ansammlungen und nicht zuletzt Kundgebungen, Demos. 

Diesmal war jedoch einiges anders. So wurde über die Medien, den 
“telegraph” eingeschlossen, als auch über Antifas in Dresden das 
Horrorkonstrukt eines faschistischen Sternmarsches auf Dresden 
heraufbeschworen. Von zu erwartenden 1.000 Anhängern der “Bewegung” aus 
allen Teilen des Landes war die Rede und die Dresdner Neustadt-Szene sah 
sich schon in Schutt und Asche untergehen. 

Eine angemeldete Demo sollte einen eventuell offiziell geplanten 
Nazi-Aufmarsch verhindern helfen, da in Dresden nur eine Demo pro Tag 
zugelassen wird. Berliner Antifas, die mit den Dresdnern in Kontakt stehen, 
ließen sich von der Hysterie anstecken und mobilisierten bundesweit. Am 18. 
April kam aus Dresden das letzte O.K. betreffs ihrer Vorbereitungen, 
Schlafplätze, Vollversammlung, Anlaufpunkte, Infostelle etc. 

‘ Und die Antifas kamen. Am 19. April waren bereits ca. 100 Leute aus 
unterschiedlichsten Regionen beider ehemaliger deutscher Staaten angereist 
und warteten im Infoladen Schlagloch gespannt auf die bevorstehende 
Vollversammlung. In der Nacht und am nächsten Vormittag sollten noch 
einmal ca.200 Menschen eintreffen. 

Doch zuerst wurde erst einmal umgezogen, in das fünf Minuten 
entfernte Besetzercafe La ° Mitropa. Die Neustädter Antifas erklärten dann, daß 
die Dresdner Polizei neun Hundertschaften Bundesgrenzschutz eingeladen und 
diese dankend zugesagt hätten, daß mit dem BGS$ eine Sicherheitspartnerschaft 
seitens der Demoanmelder abgeschlossen worden sei, daß Vorkontrollen 
angekündigt wurden, das der Infoladen nur zwischen 17.00 und 22.00 Uhr 
besetzt sei, da dies die Absprache mit ihrem Hausherren, einer über dem Laden 
befindlichen Sozialstation sei (das hieß unter anderem, daß nachts anreisende 
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Auswärtige keinen Anlaufpunkt hatten). Dies wurde gut garniert mit 
Horrormeldungen über eingetroffene schwerbewaffnete’ Nazis, die sogar 
automatische Waffen bei sich hätten. Und zuletzt kam seitens der Dresdner der 
Appell, die Finger von den Nazis zu lassen, das würde schon die Polizei 
besorgen, und sie selbst hätten damit ja schon einige gute Erfahrungen. 

Zum Klima ist zu sagen, daß während der gesamten VV hauptsächlich 
Dresdner des Geschlechts Mann tönten, da von Reden kaum gesprochen 
werden kann. Wer am lautesten kräht, setzt sich durch! Viele hatten das Gefühl, 
sie wären im falschen Film. Im übrigen wurde darauf hingewiesen. daß es für 
den 20. April überhaupt keinen Sammelpunkt gäbe, da alle Neustädter Szene- 
Cafes und Kneipen dicht machen, wie auch das Jugendzentrum Scheune. Aber 
an diesem Abend wäre die Scheune auf und man könne ja nun dort hingehen. 
Musik und Bier gäbe es auch. Der Party steht also nichts im Wege, Eintritt 4 
DM. 

| Bei den nachfolgenden Anfragen hätte sich jeder ehemalige DDR-ler _ 
vorkommen können wie in der HO oder im DDR-Eirsatzteilladen. Fragen nach 
Fahrwachen, Alarmsystem, Verteidigungskonzept, Lautsprecherwagen und 
ähnlichem wurden mit durchgehendem Kopfschütteln | beantwortet. Mit 
Beruhigung wurde festgestellt, daß Schlafplätze ausreichend vorhanden waren. 
Wer sich seinen Schlafplatz gesichert hatte sowie Geld und Muße besaß, ging 
in die Scheune. | | 

Dort war der Bär los. Alles was sich in der Neustadt links, alternativ, 
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revolutionär fühlte war scheinbar da. Mit etwas Skepsis und Unverständnis 
standen die Auswärtigen eher gelangweilt herum und betrachteten bei Kaffee 
und Brause das ausgelassene Neustädter Treiben. Man versteht zu feiern und 
sich die Sorgen und Ängste mit einigen Bieren herunter zu spülen. So war zu 
mitternächtlicher Stunde alles gut abgefüllt und es hatte den Anschein, daß am 
nächsten Tag Weihnachten oder Ostern wäre aber nicht der 20.April. 

Doch das war er, und nach einer zum Glück ruhigen Nacht traf sich 
alles gegen 13.00 Uhr vor der La‘ Mitropa in der Böhmischen Straße. Mit 
weiteren ca. 200 angereisten Leuten kam ein doch halbwegs stattlicher Haufen 
von etwa 500 Leuten zusammen. Bevor es losging kam erst einmal die 
Ordnungsmacht in persona des Polizeichefs Herrn Ex-Genossen Böhm. Adrett 
gekleidet im militärischen “ein Strich-kein Strich”, flötete er mit Engelszungen, 
daß er sich und den Demonstranten eine ruhige Demo wünsche und sie sich 
nicht zu Dummheiten hinreißen lassen sollen. Die Polizei hätte mit ihren 
Kollegen vom BGS Bayern alles im Griff. Dann schob der Herr Böhm noch die 
gesicherte Info rüber, daß der BGS auf jeden Fall Vorkontrollen machen werde 
und die Demonstranten sollen doch ihr diverses Gerät lieber zu Hause lassen. 
Daraufhin gingen viele Dresdner noch einmal kurz ins La ° Mitropa. Die 
meisten mit Westpolizei vertrauten Auswärtigen, hatten sowieso nicht vor, 
irgend etwas mit auf die Demo zu nehmen. 

Dann endlich gings los und als der Zug am Demobeginn beim 
Goldenen Reiter ankam, warteten dort schon die restlichen ca. 50 
Demonstranten aller politischen Gruppen, die unzähligen Presseleute und der 
Bayerische BGS. Kurzer Fototermin, einreihen der restlichen Demoteilnehmer. 
Dann formierte sich das selbsternannte Neue Forum-keine-Gewalt-Schärpen- 
Spalier und zu guter letzt der BGS-Wanderkessel. Vorkontrollen fielen aus und 
die Demo setzte sich in Bewegung. Durch: breite, menschenleere, vom 
realsozialistisch Baustil geprägte und mit Tunneln und Brücken übersähte, 
langweilige Straßen, schleppte sich die Demo unter Regen- und Hagelschauern 
ihrem Ziel entgegen - dem Theaterplatz, inmitten des Museumszentrums neben 
Zwinger und Schloß liegend. 

Vorneweg die Ehrenreihe. In trauter Eintracht liefen, angeregt schwatzend, der 
Demoanmelder, der Oberkeinegewaltschärpenneuesforummensch, die hohen 
Würdenträger der Dresdner Polizei und des BGS und letzendlich ein seriös 
aussehender Herr, dessen Identität ich leider versäumte herauszubekommen. 
Mit markigen Sprüchen versuchten sie, über ein mitgeführtes Megaphon die 
auf dem Null-Punkt befindliche Stimmung auf minus 1 zu bringen. Am 
Schloßplatz gar, wurde die bis dahin unwissende, ahnungslose Demo darüber 
informiert, daß nun die Faschos da wären und zwar im etwa 100 Meter 
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abgelegenen Fürstenzug. Man solle sich aber nicht hinreißen lassen, sondern 
die Demo ruhig weiter machen, die Polizei habe alles im Griff. 

Und das hatte sie. Ca. 200 Dresdner Polizisten hatten etwa 150 Nazis im 
Fürstenzug eingeschlossen. Mit Hilfe zweier BGS-Wasserwerfer wurden sie 
kurz darauf von dannen gespühlt und auseinandergeknüppelt. Von dieser 
Schlappe erholten sich die Faschos nicht mehr, und die meisten zogen es eher 
vor, den Rest des Tages und der Nacht in ihren angestammten Dresdner 
Randgebieten bei Bier und Gesang den Geburtstag ihres Führers zu feiern. 
Derweil schleppte sich die Demo, noch immer unter BGS-”Schutz” zurück zur 
Neustadt. Am Platz der Einheit kam Bewegung auf. Einige warscheinlich 
Lebensmüde oder Faschos tauchten auf und wurden seitens einiger Antifas 
handfest darauf aufmerksam gemacht, daß sie wohl auf der falschen Party 
wären. 

Das war schnell getan und man strömte noch immer vom BGS 
begleitet, in die vertrauten Gefilde der Neustadt. Alaunstraße Ecke Böhmische 
gab es dann ein böses Erwachen. Die Zugänge der Böhmischen Straße waren 
von Polizei abgeriegelt, in der Straße stapelten sich die Einsatzfahrzeuge des 
BGS. Allen war klar, daß es sich ums La ‘Mitropa handelte. Auf Anfragen gab 
es keine Antwort. Durch die Sperre gab es kein durchkommen. Die Betreiberin 
bekam einen hysterischen Anfall. Durch das Vorzeigen des guten alten 
Presseausweises gelang es einigen Journalisten die Hürde zu überwinden. 

Was war geschehen? Zu Beginn der Demo scherte ein Pulk von etwa 
50 Leuten (mehrheitlich Berliner), für viele unbemerkt, aus und machte sich auf 
die Suche nach den Faschos. Der BGS setzte nach und verhinderte ein weiteres 
Vordringen. Statt sich wieder in die Demo einzureihen oder sich kurzerhand in 
aller Ruhe aufzulösen, machte der Pulk kehrt und stürmte gen Neustadt. Der 
BGS setzte nach. Anstatt daß man sich nun in der Neustadt verteilte, rannte 
alles ins Haus und auf den Hof des La° Mitropa. Dem setzten dann etwa 23 
Leute die Krone auf, da sie anstatt wie die Übrigen, die zu diesem Zeitpunkt 
ihre Geistesgegenwart wiedererlangten und über die Hofmauer flohen, ins La r 
Mitropa flohen und die Haustür von innen verriegelten. Damit hatte der BGS 
seinen Vorwand und zog sein hundertmal geübtes Häuserräumungsprogramm 
durch. Das Schlimmste dabei ist, daß diese Personen nun mit fetten Verfahren 
rechnen müssen und daß dem BGS dabei all die Mengen von Gegenständen in 
die Hände fiel, die in weiser Vorsicht und auf das freundliche Anraten des 
Herm Polizeichef Böhme vor der Demo dort abgelegt wurden und 
schlußendlich das La® Mitropa geräumt und dicht gemacht wurde. Im 
Nachhinein wurde der Presse ein umfangreiches Arsenal beschlagnahmter 
Gaspistolen, Knüppel, Molotow-Cocktails präsentiert und darauf hingewiesen, 
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daß es sich bei dem La ° Mitropa um ein Autonomes Waffenlager gehandelt 
hätte, das sie, die Polizei ausgehoben hätte - BINGO. 

Doch zurück zu den Geschehnissen auf der Böhmischen Straße. Es 
gelang also einem guten Dutzend Presseleuten vor das Haus des La“ Mitropa zu 
kommen. Dort war jedoch Schluß. Unter den Augen des etwas hilflos und 
bedeppert dreinschauenden Herm Böhme, zog der BGS seinen Stiefel ab und es 
bereitete keine große Mühe festzustellen, wer hier der “HERR” im Hause war. 
Plötzlich wurde Kollege Böhme auf mich aufmerksam und schien. sich zu 
erinnern, mich bereits vor Demobeginn hier gesehen zu haben. Recht 
selbstbewußt baute er sich vor mir auf und fragte, was ich hier zu suchen hätte. 
Als ich ihm meinen Presseausweis unter die Nase hielt, stutzte er kurz und wies 
mich hinter die Absperrungen, da ich doch zu diesen Leuten im Haus gehöre. 
Auf meinen Hinweis, daß ich zu niemandem gehöre und hier nur meine Arbeit 
mache und ihn außerdem fragte, ob er schon etwas von Pressefreiheit gehört 
hätte, wandte er sich etwas hilflos an seinen Kollegen vom BGS. Der zeigte 
kurzerhand geschulte Routine und ließ verlauten, man sei um die Sicherheit der 
Presse besorgt, da seitens der “Straftäter” von der Schußwaffe Gebrauch 
gemacht werde. Außerdem behindere die Presse die Handlungen der Polizei 
und also müsse sie sich vollständig aus der Straße entfernen. Dieser 
Aufforderung ließ er durch einige seiner Untergebenen Respekt verleihen. Da 
nützte kein empörtes Protestieren, keine Pressefreiheit, wir mußten hinter die 
Absperrung zurück und außerhalb des Sichtfeldes zum Haus. Soweit ein kleiner 
. Ausflug zum Thema Presserechte und Polizei. 

Am Abend wurde die Scheune wieder Erwarten doch geöffnet und der 
Zutritt mittels eines antifaschistischen Eintrittsbetrages von 2 DM möglich. 
Außer den verhafteten 23 Personen, die die Nacht sicher und warm, im aus 
DDR-Zeiten für seine “Gastlichkeit” berühmt gewordenen Dresdner 
Polizeirevier Schießgasse, verbringen konnten, fanden sich alle wieder dort ein. 
Derweil die auswärtigen Antifas über den Westberliner Ermittlungsausschuß 
‚Rechtsanwälte für die Verhafteten besorgten, einige strategische Überlegungen 
zu notdüftigen Schutzstrukturen anstellten, Fahrwachen durchführten, tanzten 
und tranken sich die Neustädter in den 21. April 1991. 

Seinen Abschluß fand dieser Tag durch einen wirklichen 
Faschoalarm. Ca. 20 Faschos probierten sich am besetzten Haus Bischofsweg 
16. Jedoch konnten sie von schnell herbeigeholten Antifas (immerhin ließen 
sich noch etwa 100 Leute mobilisieren und ein großer Teil war sogar nüchtern) 
vom Gegenteil überzeugt werden. Zu allem Unglück wurde dann noch ein 
Fahrzeug, das von der Fahrwache zurückkam, von den eigenen Leuten entglast. 
Eine halbe Stunde später rückte dann die Staatsmacht in Form der kompletten 
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Neustädter Polizei mit vier LKWs an. Wahrscheinlich hielten sie den riesigen 
Antifapulk vor der B 16 für Faschos, denn kurz entschlossen wurde in voller 
Montur abgesessen und gegen die vermeintlichen Gesetzesbrecher 
vorgegangen. Dann wurde auch noch bewiesen, daß nicht nur der Leipziger 
Polizei der Colt locker sitzt. Nach Augenzeugenberichten eröffneten mehrere 
Polizisten das Feuer gegen die Antifas, wobei nicht klar ist ob nur mit 
Schreckschuß geschossen wurde oder doch scharf. Der vielzitierte 
Polizeikollege Böhme äußerte sich im Nachhinein gegenüber der Dresdner 
Antifa, daß ihm dererlei nichts bekannt sei, er aber den Vorfall prüfen werde. 
Na, dann ist ja alles gut. 

Für viele werden diese Tage unvergeßlich bleiben. Ob sich alle gern 
daran zurück erinnern werden bleibt fraglich. 

Bami Geröllheimer 
Träger des Vaterländischen 
Verdienstordens (in Gold - d.S.) 


Demo der tschechischen Faschisten 


Als Höhepunkt einer landesweiten Aktionswoche veranstaltete die 
rechtsradikale Republikanische Partei am 13. April einen Marsch durch Prag 
mit 4.000 TeilnehmerInnen. Ihre AnhängerInnen - Skinheads, von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Werktätige, politische Gefangene aus den 50er 
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Jahren und StudentInnen - riefen Parolen und applaudierten Miroslav Sladek, 
ihrem charismatischen Führer, der bis November 1989 Angestellter der 
Zensurbehörde war. 

In Sladeks Megaphonreden spiegelt sich die verwirrte, popularistische 
Basis seiner Bewegung wider. So behauptet er: “alle Regierenden sind 
Kommunisten und STB (Ex-Stasi)-Leute, “Wir werden zu Fremden im eigenen 
Land”, “Sie wollen, daß wir slowakisch, deutsch und ungarisch sprechen!”, 
“Die Regierungen? (Bundes-, tschechische und slowakische) - Ich würde bloß 
sieben Minister brauchen!” 

Sämtliche Probleme der tschechischen Republiken werden einer 
mysteriösen Mafia aus Kommunisten, ehemaligen Kommunisten, Charta 77- 
Spitzeln, jüdischen Intellektuellen, undankbaren Slowaken und ausländischen 
Monopolen zur Last gelegt. Mit Ausnahme seines Rassismus geht Sladek damit 
auf viele Realitäten der tschechischen Wirtschaft ein. Die kommunistische 
Bürokratie wurde nicht von der Macht entfernt; eigentlich stellt die 
gegenwärtige Elite einen Kompromiß zwischen ihnen und der Elite der Charta 
77-Intelligenz (darunter kaum jemand mit jüdischer Abstammung) dar, von 
denen viele bis 1968 auf hohen Posten saßen. Bei Einstellungen in Staats- und 
Wirtschaftsinstitutionen gibt es zweifellos ein starkes “Jobs for the boys”- 
Phänomen unter ehemaligen Charta-Mitgliedern. Mafiagruppierungen in der 
Bürokratie machen Verträge mit ausländischen Unternehmen, um 
Staatseigentum in spekulativen oder kurzfristigen Projekten loszuschlagen, die 
nicht zur Gesundung der Wirtschaft beitragen werden. Die Regierung scheint 
paralysiert. Das Parlament ist vom Volk abgekoppelt und versinkt in einem 
Sumpf von 40 Gesetzentwürfen zur Wirtschaftsreform, die niemand versteht. 
Der Lebensstandard der ArbeiterInnen ist im letzten Jahr über 30 % gefallen 
und die Wirtschaft schwächer als je zuvor. Inflation und Arbeitslosigkeit 
steigen. 

Die Strategie der Republikaner, auf diese Probleme einzugehen, 
bringt eine Reihe von widersprüchlichen Parolen hervor. ‚Entschlossene 
Säuberungen und die Entlassung aller Ex-KP-Mitglieder in führenden 
Positionen würde über eine halbe Million Arbeitsplätze schaffen. Eine starke 
Regierung würde angeblich die Korruption stoppen und faire Verträge mit 
ausländischen Investoren garantieren. Außerdem haben die Republikaner die 
Parolen der Linken von Selbstverwaltung und Aktieneigentum von 
Belegschaften übernommen. 

Die Eindrücke von einer Reihe von linken Freunden haben meine 
eigenen Auffassungen bestärkt, daß die Republikaner seit ihrer letzten Demo, 
anläßlich des Besuchs von George Bush im letzten November, nicht weiter 
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angewachsen sind. Ihre Anhängerschaft ist in einem Zustand permanenter 
Fluktuation, und Sladek konnte bis jetzt weder eine organisatorische Struktur 
noch eine respektable Fassade aufbauen. Es gibt auch keinen Dunstkreis von 
Skinheadbanden, die für die Partei die dreckige Arbeit machen. Sicherlich hat 
diese Aktionswoche jedoch alle drei Ziele etwas näher gebracht. Dirie 
Linke hat auf die populistische, rassistische und antibürokratische Rhetorik 
nicht reagiert. Zwei Tage nach der Demonstration hat der trotzkistische 
Abgeordnete Petr Uhl ermeut seine Unterstützung für die Wirtschaftsreformen 
von Klaus ausgedrückt und sich lediglich gegen dessen “autoritäre Tendenzen 
in der Politik” ausgesprochen (Mlada fronta dnes, 15. 04. 91). Ein Großteil der 
Linken begnügt sich damit, die Republikaner als Demagogen abzutun, ohne auf 
ihre konfuse Unterstützung für die “Selbstverwaltung” einzugehen. Es gibt 
auch keinen Versuch, etwas gegen die Demonstrationen zu unternehmen oder 
auch nur mit ihren periphären AnhängerInnen zu diskutieren. 

In der slowakischen Politik ist die organisierte extreme Rechte nicht 
so präsent, obwohl starke rassistische und nationalistische Gefühle eine 
wichtige Stellung im dortigen politischen Leben einnehmen. Der 
Antikommunismus ist nicht so stark, teilweise weil die StalinistInnen die 
Slowakei in nur 30 Jahren industrialisierten und ihren Lebensstandard auf 
tschechisches Niveau brachten und teilweise, weil die “Normalisierung” nach 
dem Prager Frühling 1968 in der Slowakei nicht so schlimm ausfiel. Während 
einige extrem-nationalistische Gruppen den slowakischen Marionettenstaat 
von 1939-45 und seine gesichtslosen Führer feiern, haben die Parteien der 
Mitte mit ihrem chauvinistischen Sprachgesetz (das die 10 %ige ungarische 
Minderheit diskriminiert) und ihrer pragfeindlichen Rhetorik den Mantel des 
Nationalismus monopolisiert. Die Linke ist die einzige Strömung, die 
antibürokratisch auftritt. Leider teilt sie größtenteils die antiungarische und 
romafeindliche Haltung der linken Mitte um Vladimir Meciar oder um den 
pragfreundlichen Fedor Gal. 

Prag, 16. April, Adam Novak 


Die Isolation zur höheren Weihe umdeuten 
Homosexuelle und Faschismus 
Plötzlich und unerwartet ist er gestorben, der Naziführer Michael Kühnen. Und 
je nach politischem Couleur wurde die Tatsache mehr oder weniger deutlich 


umschrieben, daß dieser deutsche Mann an der bekannten Krankheit Aids starb. 
Deutlicher konnte kaum der von den Gegnern immer wieder ausgesprochene 
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Verdacht bestätigt werden, Kühnen sei homosexuell gewesen. Der Naziführer 
hatte zwar in einer programmatischen Schrift den wertvollen und 
volkstumsfördernden Wert von Homosexualität unter Soldaten des Nazitums 
hervorgehoben. Für sich selbst hatte Kühnen aber nie homosexuelle 
Beziehungen zugegeben und hat Leute, die ihn dessen. Wenn man die von den 
geistigen Vorvätern der heutigen Faschisten gepredigte Umgangsweise mit 
unpopulären Themen kennt, kann man davon ausgehen, daß Michael Kühnen 
tatsächlich homosexuell war. Den unüberprüfbaren Gerüchten zufolge, hat er 
im Knast den Wert der Männerliebe erkannt. 

Auffallend bleibt, mit welcher Häme Zeitgenossen mit der 
Homosexualität Kühnens umgehen, selbst Leute, die sonst nicht genug über 
"Antisexismus” reden können. Bei Homosexuellen und in deren Zeitschriften 
herrscht dagegen betretenes Schweigen. Ein Tabuthema wurde berührt: das von 
offensiv auftretenden Homosexuellen im rechten Kontext. Und es geht sicher 
nicht zu weit, zu behaupten, daß bei vielen Schwulen neben der Verlegenheit 
über solch unpassenden “Repräsentanten” ein klein wenig uneingestandene 
Bewunderung. mitklingt über einen der ihren, der es geschafft hat, trotz der 
fatalen sexuellen Abweichung in einer homosexuellenfeindlichen Gesellschaft 
einer der Großen der Politik zu werden. Und so wird er sicher bei manchen in 
eine Reihe mit den heimlichen Identifikationsobjekten gestellt: Michelangelo, 
Beethoven, Schopenhauer, Blüher, Röhm und was dergleichen angeblich oder 
tatsächlich berühmte schwule Männer sind. 

Für Leute, die an den Wert von Aufklärung und Emanzipation 
glauben, ist es schon ein wenig frustrierend, halbwegs von ihren inneren 
Zwängen befreite Homosexuelle wie den SA-Chef und Freund Hitlers, Röhm, 
zu erleben, die sich sehr eindeutig für Unterdrückung ihrer Mitmenschen 
engagieren. Neben Röhm ist das vielleicht spektakulärste Beispiel der Chef der 
deutschfaschistischen Folterkolonie Colonia Dignidad in Chile, Paul Schäfer. 
Der Mann hatte in den fünfziger Jahren in der BRD ein Verfahren wegen 
sexuellen Kontakts mit Jugendlichen und gründete dann in Chile eine Siedlung, 
die unter allerlei Vorgaben tatsächlich die physische und sexuelle 
Maximalausbeutung von Menschen betrieb. Zur Aufrechterhaltung dieses 
Terroregimes verbündete sich Schäfer mit dem Diktator Pinochet und konnte 
unter seine politischen Freunde Franz Joseph Strauß zählen. 

Ich will hier nicht eine Aufzählung der Ideologeme von 
Homosexuellen zur Rechtfertigung solcher barbarischer Ziele betreiben. Es 
hat, angefangen vom individualistischen Anarchismus Stirners und dessen 
Wiederentdeckung und Neuinterpretation durch Macckay, über die 
“Männerbundideologie” des Mitbegründers der Wandervogelbewegung, 
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Blüher, bis hin zu den vulgarisierten 
Interpretationen in den Freikorps der 
zwanziger Jahre, eine komplizierte und 
noch zu beschreibende Abwanderung 
von breiten Teilen der 
Homosexuellenbewegung in den rechten 
Kontext gegeben. 

Die Motive sind hier einerseits 
in einem sehr ambivalenten Verhältnis 
von SPD und KPD, aber auch der 
Linksliberalen zur Homosexuellenfrage, 
andererseits auch in der fast durchgängig 
anzutreffenden Anpassungstendenz von 
Homosexuellen zu suchen. Die 
“unsolidarischste Minderheit der Welt” 
sucht eher das private Überleben durch 
besonders sklavisches Verhalten 
gegenüber den jeweilig Vorgesetzten 
und Herrschenden zu sichern. Und in 
diesem Punkt besteht auch überraschend 
wenig Unterschied zwischen einem 


monatliche Lektüre im 
magischen Viereck von 

PDS, Autonomen, "Radikaler 
Linker"& Grünen 


Bel uns kamen u.a. zu Wort: 


Wolfram Adolphi (PDS-Vors. Berlin); Stra- 
Benplenum Malnzer Str.; Georg Fülberth; 
AL-Antifa-AG; Karl Heinz Roth; Netzwerk; 
Nora Räthzel; Gefangene In Plötzensee; 
Michael Stamm; Kommunistische Platt- 
form; Dirk Schneider; revolutiondres 1]. 
Mal-Plenum; Cihon Arin; Polnischer Sozlal- 
rat; Ingrid Strobl; Unabhängiger Frauen- 
verband; Michael Heinrich (PROKLA); KB; 
Wolfgang Gehrke; Rote Hilfe; Helga Ad- 
ler; ASTAFU; Manfred Müller (HBV-Vors. 
Berlin); Bosch/Slemens-Komitee; Michael 
Mäde (Vl); Ermmitiungsausschuß; Klaus 
Dieter Tangermann; Latelnamerikazen- 
trum (LAZ); Harald Wolf; Autonome Kom- 
munistinnen Westberlin; Rainer Bömer: 
Vereinigte Linke; Autonom-antiImperall- 
stische IAand Gruppe Westbernlin; Linkes 
Forum; Antifa-Info Telefon; diverse Auto- 


subalternen Angestellten Una il m nn 
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rechten Bewegungen sind..." ı\ „a K (aussi an See a FREE 


Ich möchte 
o ein Probexemplar 

oder PROWO abonnieren 
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o© 4 Ausgaben (10 DM) 
o 10 Ausgaben (20 DM) 
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jeweils gegen Vorkasse (Geldschein, 
Scheck, Überweisung) 


Rainer Bohn drückt die 
Charakteristika und Motivationen 
faschistischer Ideologeme von 
Homosexuellen folgendermaßen aus: 
“Im Bewußtsein des Besitzes 
vermeintlich “besserer” Eigenschaften 
wird der Agressor diskriminiert, wird die 
Isolation zur höheren Weihe umgedeutet, 
wird die “Masse” elitär verachtet. 
Kombiniert mit sozialdarwinistischen 
und rassistischen Ideologemen kann dies 
im Extremfall bis zu faschistischen 
Denkmustern zugespitzt sein.” 

Damit verweist aber das 
Phänomen faschistischer Homosexueller 


Name 
Straße 
PLZ, Ort 


Unterschrift 


PROWO, Elsenbahnstr. 4, 1000 B 36 
Tel.: 030/618 80 02/03 
Bankverbindung: 
Stadtsparkasse Bin (BLZ 100 500 00), 
Kto-Nr.: 640 017 118 


telegraph 5/91 15 


wieder auf eine allgemeine Erscheinung, den faschistoiden Charakter, der eben 
ursprünglich auch nichts anderes als eine besonders verkrüppelte 
Untertanenseeele ist, die durch Identifikation mit der Herrschaft und den 
Herrschenden einen privaten kriminellen Ausbruch aus der 
Unterdrückungssituation und Teilhabe an der Macht zu erreichen versucht. 

Es darf hier nicht verschwiegen werden, daß es schon immer die 
anderen Homosexuellen gegeben hat, die sich selbst offensiv als Schwule 
bezeichnen und die Unterdrückung ihrer sexuellen Besonderheit als Teil eines 
psychosozialen Apparats der Herrschenden zur Niederhaltung und 
Atomisierung der Untertanen begriffen haben. Sie versuchten, sich an die Seite 
der Parteien und Bewegungen zu stellen, die für die Überwindung dieser 
Verhältnisse kämpften. Daß sie dabei nicht sonderlichen Erfolg gehabt haben, 
ist wieder in den schon genannten zwei Punkten zu suchen. Zum einen 
reagieren emanzipative Bewegungen auf die Anfragen von Homosexuellen 
immer ein wenig pikiert: ebenso gönnerisch wie distanziert. Zum anderen 
glaubt die Masse der Homosexuellen nicht, daß aus dieser politischen Ecke je 
etwas fruchtbares für sie herauskommen könnte. 

Und in dieser Skepsis liegen sie natürlich nicht falsch. Es ist richtig, 
daß Röhm und seine Spießgesellen mit Hitler Pech gehabt haben, aber mit der 
ruhmreichen Sowjetunion und ihren Satelitenparteien hatten Homosexuelle 
nicht mehr Glück. Nach einer kurzen liberalen Phase wurde auch in der SU 
1934 der Homosexuellenparagraph wieder eingeführt, unter verschärften 
Bedingungen, denn Homosexuelle galten seither als Faschisten und damit 
besonders verfolgungswürdig. Die Lehre, die der “normale Homosexuelle” aus 
der Geschichte gezogen hat, ist, daß politisches Engagement und solidarischer 
Kampf für die eigenen Rechte nicht lohnt, sondern ein Überleben nur durch 
Anpassung und privates Arrangement mit jedem Regime möglich ist. Und auch 
insofern haben sie nur verstärkt die Schlußfolgerungen _ 
gezogen, zu denen bereits ein großer Teil der deutschen Bevölkerung 
gekommen ist. r.l. 


Rainer Bohn, Exotisch, Exklusiv, Elitär, in: Schwule und Faschismus, 
Elefanten Press, Westberlin 1983, S. 87-121 
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Dokumentation des Aufrufs des Kollektiv 
“Enntrüstete Einberufungsverhinderung” 
Aktion: Bundeswehr abwickeln 


Vor dem Hintergrund, daß die Partei- und Staatsführung der BRD den Einsatz 
der Nationalen Volksarmee aus Gründen deutscher Glaubwürdigkeit auch 
außerhalb der Landesgrenzen beschließt, beginnen wir mit der Abschaffung 
des Militärs. 

Wir rufen auf: JedeR KriegsdienstgegnerIn versteckt einen Rekruten! 

Wir haben u.a. Ralf Sköries angestiftet, aufgefordert und ermutigt zur 
Totalen Kriegsdienstverweigerung, zu Zwangsdienstverweigerung und 
Fahnenflucht. (Dies ist eine öffentliche Aufforderung zu einer Straftat nach 
Strafgesetzbuch $ 111) 

Ralf Sköries wurde bereits vom Kreiswehrersatzamt angekündigt, daß 
er am 1. Juli 1991 zur Bundeswehr einberufen werden soll. An diesem Tag 
werden wir ihn an einen sicheren Ort entführen, um ihn dem unsicheren und 
gefährlichen Ort Kaserne zu entziehen. Wir wollen damit auch verhindern, daß 
Ralf Sköries sich an einer terroristischen Vereinigung beteiligt. (Vergleiche 
hierzu die Bundeswehr mit dem $ 129 StGB der BRD) 

Mit besonderer Freude erfüllt uns, daß wir damit gleichzeitig und 
sozusagen traditionsgemäß politische Straftatbestände nach dem DDR- 
Strafrecht erfüllen. (Wehrkraftzersetzung, Wehrdienst- und 
Befehlsverweigerung, Staatsfeindliche Hetze, Öffentliche Herabwürdigung 
USW.) | 


Gerold Hildebrandt, Metzer Str. 23, 0-1055 Berlin 
Michael Churs, Gotlandstr. 3, O-1071 Berlin 
Steffen Wittig, Wisbyer Str. 2, O-1071 Berlin 
Christin Tetzlaff, Kavalierstr. 19a, O-1100 Berlin 


Weitere Bekennerschreiben werden folgen! 
Kollektiv “Entrüstete Einberufungsverhinderng” 
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Kurzinterview mit einem untergetauchten 
Wehrdienstverweigerer 


telegraph: Du hast mit anderen zusammen 1989 gegen den Wahlbetrug in der 
DDR gekämpft. Im Ergebnis dieser Kämpfe konnte sich das Volk der DDR in 
sogenannten richtigen Wahlen für die Angliederung entscheiden. Jetzt wirst Du 
als Wehrdienstverweigerer von den Gesetzen der Bundesrepublik mit 
Gefängnisstrafe bedroht, ebenso wie Du früher von den Gesetzen der DDR 
dafür mit Gefängnis bedroht wurdest. Gibt Dir das nicht zu denken? Glaubst 
Du, daß Du Dich illegal verhältst oder findest Du das Verfahren unkorrekt? 


N.N.: Ich war schon zu DDR-Zeiten gegen die Wehrpflicht. Ich habe an den 
Wahlen zu Großdeutschland nicht teilgenommen und betrachte dieses Gesetz 
nicht als gültig. Ich kann mich nicht mit der Übernahme der fünf neuen 
Bundesländer in die Bundesrepublik identifizieren. Ich kann mich schon gar 
nicht damit abfinden, daß der Staat sich in meine Gewissensentscheidung 
einmischt und auch ein Volksentscheid darf das nicht. Ich werde aber natürlich 
auch dafür eintreten, daß die Abschaffung der Armeen, die ich für ein absolutes 
Gebot des Friedens halte, Teil der Verfassung wird. 


telegraph: Was hast Du gegen den Dienst in der Bundeswehr? 


N.N.: Ich glaube nicht an den positiven Charakter von Armeen, weder der 
Bundeswehr noch irgendeiner anderen Armee. Ich glaube, daß es heute darum 
gehen muß, daß die Leute ohne Armee einen friedlichen Umgang miteinander 
finden und daß das Vorhandensein einer Armee dazu führt, daß bei Konflikten _ 
nicht mehr allzusehr über eine friedliche Lösung nachgedacht wird. Die Armee ® 
wird außerdem zur Brechung des inneren Widerstandes im Land benutzt. 
Disziplin verdummt bekanntlich. Wenn jungen Leuten ein Jahr ihres Lebens 
geraubt wird, damit sie sich völlig unter einen Vorgesetzten und seine 
hirnrissigen Anordnungen unterordnen, sollen sie damit fürs spätere Leben die 
Unterordnung unter den Staat und die Herrschenden lernen. 
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“7 Dies unter Mithilfe der 


Öffentliche Erklärung zu den jüngsten 
Aktivitäten der Bundeswehr 


Seit März 1991 werden Totalverweigerer, die noch zu DDR-Zeiten ihre 
Verweigerung offen gegenüber den damaligen Wehrkreiskommandos erklärt 
hatten, von der Bundeswehr belästigt. Die in Kreiswehrersatzämter 
gewendeten militärischen Erfassungsstellen schreckten sie mit Schreiben auf, 
denen zufolge sie angefragt werden, ob sie ihre damalige Erklärung 
(Verweigerung bzw. Erklärung zum Dienst als Bausoldat) als Antrag auf 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer verstanden wissen wollen. Innerhalb 
von 2 Wochen sollen sie sich schriftlich dazu äußern (KWEA Berlin II). In 
Anschreiben des KWEA Berlin I findet sich noch die Drohung: “Bei einer 
ablehnenden Entscheidung des Bundesamtes für den Zivildienst (BAZ) wäre 
hingegen nach Rechtskraft festgestellt, daß Sie nicht berechtigt sind, den 
Kriegsdienst zu verweigem”. 

Zu DDR-Zeiten wurden Totalverweigerer seit 1985 nicht mehr 
einberufen bzw. die sie betreffenden Einberufungsbefehle wurden 
zurückgezogen. Wurden sie auch 
nicht gerichtlich verurteilt, so 
hatten sie doch politische und 
soziale Nachteile in Beruf und 


Bildungsweg zu ertragen. 
Augenscheinlich plant 
der Rechtsstaat BRD nun, sie per 


Einberufung zu Wehr- bzw. 
Zivildienst erneut zu bestrafen. 


NVA/MfS-Militärs, die als 
“Ubernommene” nun doch noch 
zu ihrer späten Rache an den 
Verweigerern kommen sollen, 
unter Nutzung der politischen 
Überwachungsakten der 
Wehrkreiskommandos. 

* Für die Betroffenen, sogar 28 
bis 31-jährige, stellt dieses 
Vorgehen eine starke psychische 
Belastung dar. 1990 erstreckte 
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sich die praktizierte Wehrpflicht in der DDR bekanntlich nur bis zum 23. 


Lebensjahr. 


* Über 25-jährige sollen nach einer internen Arbeitsanweisung des 
bundesdeutschen Verteidigungsministeriums nicht mehr zur Bundeswehr 
einberufen werden (solange genügend Personal vorhanden ist). Zum 
Zivildienst könnten sie aber, Verlautbarungen des BAZ zufolge, sehr wohl 
noch bis zum 28. Lebensjahr einberufen werden. Das heißt, daß alle über 25- 
jährigen, die jetzt auf das Anschreiben des KWEA mit einem KDV-Antrag 
reagieren, Gefahr laufen, zum Zivildienst einberufen zu werden, wohingegen 


eine Einberufung zur Bundeswehr 
unwahrscheinlich ist, wenn sie keinen 
KDV-Antrag stellen. 

* Bemerkenswert ist der Umstand, 
daB alle diejenigen, die sich 
gegenüber dem Wehrkreiskommando 
nicht als Verweigerer erklärten, und 
nun älter als 25 Jahre sind, nicht mit 
einer neuerlichen Erfassung und auch 
mit keiner Einberufung zu rechnen 
haben. Die Totalverweigerer 
allerdings wie oben beschrieben. 

* Bausoldaten, die bereits gedient 
haben, sind per Einigungsvertrag 
automatisch als KDVer anerkannt. 
Diejenigen, die eine 
Bausoldatenerklärung abgaben, ohne 
bisher eingezogen worden zu sein, 
sollen nun nicht unter diese Regelung 


fallen. Analog trifft dies auf 
Zivildienstleistende zu. Dies ist 
Rechtsanwendung mit zweierlei 


Maß, die dem Einigungsvertrag Art. 
19 zuwiderläuft. 

* Die Bundeswehr stellt sich also als 
Rechtsnachfolger der NVA _ dar: 
Musterungsentscheidungen der NVA 
werden als rechtsstaatlich anerkannt. 


(Siehe Berliner 
Verwaltungsgerichtsurteill vom 15. 


- 
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02. 1991: “... Allein die Mitgliedschaft eines Mitarbeiters der Kreisdienststelle 
des Ministeriums für Staatssicherheit in der Musterungskommission läßt nicht 
den Schluß zu, daß die Musterungsentscheidung schon deshalb 
rechtsstaatlichen Grundsätzen widerspricht ...”) 

Die Praxis, daß Totalverweigerer von der NVA in den vergangenen 6 Jahren 
nicht einberufen wurden, war demgegenüber anscheinend nicht 
“rechtsstaatlich” und soll dementsprechend nicht übernommen werden. 


Wir protestieren gegen die neuerliche militärische Überwachung, Erfassung 
und Kriminalisierung von Totalverweigern und rufen auf zu 
Totalverweigerung und Widerstand gegen jede Militarisierung (z. B. 
Militärsteuerboykott, gewaltfreier ziviler Ungehorsam). 

Unsere Forderungen bleiben weiterhin bestehen: 

Abschaffung von Wehrpflicht, Zwangsdiensten und Militär 

Abwicklung der Bundeswehr - jetzt! 

Kontakt: G. Hildebrand, Metzer Str. 23, O-1055 Berlin, Tel. 4498755) 


Meldungen 


Kriegsdienstverweigerer in Spanien inhaftiert 


Im spanischen Staat sind zur Zeit 8 Kriegsdienstverweigerer inhaftiert. Fünf 
davon wurden im März und im April 1991 inhaftiert, weil sie den Militärdienst 
verweigerten. Sie sitzen in Alcala de Penares, Militärgefängnis. Von da wurden 
sie am 4. Mai 91 ins Militärhospital verlegt, denn sie traten am 29. April in den 
Hungerstreik. Mit dem Hungersteik verbinden sie die Forderung nach 
Freilassung aller Totalverweigerer und nach Abschaffung der Armee, weil nur 
dadurch gewährleistet wäre, daß keine Person mehr aufgrund ihrer 
antimilitaristischen Überzeugung inhaftiert würde. Gegen drei weitere 
Kriegsdienstverweigerer laufen Gerichtsverfahren. Antonio Garcia Quesada, 
einer von ihnen, ist im Civil Prision of Cartagena inhaftiert. Er ist der erste 
totale Kriegsdienstverweigerer im spanischen Staat, dessen Verurteilung (2 
Jahre und 4 Monate) auch vollstreckt wurde. Die anderen beiden verweigern 
aus Anlaß des Golfkrieges ihren Militärdienst und befinden sich deshalb in 
Untersuchungshaft im Militärgefängnis von Cartagena. 
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Dlouhys Energiekonzept 


Der CSFR-Wirtschaftsminister Dlouhy hat für die CSFR ein 
Energiekonzept erarbeitet, über das in nächster Zukunft abgestimmt werden 
soll. Österreich ist in diesem Energiekonzept eingebunden. Handlungsbedarf 
österreichischer Politiker ist dringend gegeben, den die CSFR will 
a) weit über ihren Eigenbedarf hinaus die Kernenergie ausbauen, 

b) Strom exportieren, 
c) durch 380 KV-Leitungen, hauptsächlich durch Österreich zur Stromtransit- 
Drehscheibe Europas werden. 

Mit diesem Konzept soll im Block auch gleich über die Errichtung von 
Atomheizreaktoren (AHR) abgestimmt werden. (Errichter: Siemens - in der 
BRD mangels Betriebserfahrung nicht genehmigt!) Diese KHR sind unsicher, 
teuer und sollen in Ballungsgebieten stehen. 


Betrug an Nordböhmens Menschen 
Die Menschen Nordböhmens erwarten sich von Atomkraftwerken 


(AKW) eine Entlastung von den Emissionen der Braunkohlenkraftwerke. Sie 
wissen nicht, daß ab 1991 für die nächsten 50 Jahre ausschließlich in 
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Nordböhmen dieselbe Menge Uran und Uranoxid gefördert werden soll. 

Sie wissen auch nichts über die geplante Abbauart: 
Schwefelsäure wird in die Erde gepumpt und löst das Erz. Durch dieses 
ortsungebundene Verfahren werden in weiten Teilen Nordböhmens 
Grundwasser und Landschaft aufs höchste gefährdet und die ökologische 
Katastrophe komplettiert. 


Die einsamen Alten im Geisterdorf 


Die alten Dörfer werden zerstört, die Neubausiedlungen bleiben vielfach leer. 
Die Jungen wandern ab. Der Atomstaat rückt nach. 

Rund um die Baustelle beim AKW Temelin stehen noch immer Reste 
von Dörfern und Siedlungen. Auf die Zwangsräumung bestanden einst die 
sowjetischen AKW-Planer. Durch die Revolution konnten einige wenige alte 
Bewohner bleiben und erleben nun - ohne Dorfgemeinschaft - ihren 
Lebensabend. | 

Halbfertige Rohbauten und zum Teil wunderschöne Häuser samt 
idyllischen Gärten sollen in Kürze dem Erdboden gleichgemacht werden. So 
wie bereits heute nur wenig daran erinnert, daß auf der jetzigen Baustelle 
einmal ein blühendes Dorf stand. Die Kirche neben dem AKW -ausgehöhlt und 
durch ein Stahlgerippe gestützt - ist ein trauriges Mahnmal für eine. in 
Generationen gewachsene, nun vernichtete Dorfkultur. Lediglich auf eine 
Verlegung des Friedhofs haben die AKW-Erbauer im letzten Moment 
verzichtet. 


Aufenthalt sowjetischer Juden in Berlin 


In einem offenen Brief an Bundesinnenminister Dr. Schäuble hat das Komitee 
für Grundrechte und Demokratie dagegen protestiert, daß der Innenminister 
269 sowjetische Juden, die sich gegenwärtig in Berlin aufhalten, auf Wunsch 
der israelischen Regierung dorthin abschieben lassen will. Der Auffassung 
Minister Schäubles, “ein Unterlaufen der israelischen Einwanderungspolitik” 
führe zu einer erheblichen Belastung des deutsch-israelischen Verhältnisses, 
stellt das Komitee die unveräußerlichen Menschenrechte entgegen, die im Falle 
der 269 sowjetischen Juden angesichts der nationalsozialistischen 
Vergangenheit Deutschlands um so schwerer ins Gewicht fielen. Die 
Bundesrepublik, so das Komitee u.a. in seinem Schreiben an den Minister, habe 
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Grund, “sich als menschenrechtlich begründete Demokratie nach innen und 
außen zu bewähren. Menschenrechte stehen nicht zur Disposition.” Da es der 
Wunsch der sowjetischen Juden sei, in der Bundesrepublik zu leben, könne 
eine Abschiebung nach Israel auch vom Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland her nicht akzeptiert werden. 


Land für Frieden! 


Interview mit einem Vertreter der israelischen 
Friedensbewegung über die Perspektiven im Nahen Osten 


Adam Keller ist ein israelischer Friedensaktivist, der Autor des Buches 
“Schreckliche Tage” und der Herausgeber von “Das andere Israel”, der 
Zeitschrift des “Israelischen Rates für einen israelisch palästinensischen 
Frieden” (ICIPP). Er war eingesperrt für die Verweigerung des militärischen 
Reservedienstes im Libanon, ein anderes Mal für die Bemalung von 
israelischen Panzern mit Graffiti, dann wegen Anstiftung von Israelis zur 
Verweigerung des Militärdienstes in den eroberten Gebieten, und kürzlich erst 
wegen Aufrufs zur Verweigerung des Militärdienstes überhaupt. Im November 
1986 trafen sich er und andere israelische Friedensaktivisten in Rumänien mit 
Vertretern der PLO, obwohl sie damit gegen das kurz zuvor verabschiedete 
“Anti-Terrorismus-Gesetz” Israels verstießen. Er und andere Vertreter der 
ICIPP setzten diese Treffen mit Vertretern der PLO in der Folge fort. 

Das folgende Interview führte das “END-Newsletter” eine Zeitschrift der 
Londoner European Nuclear Disarmement und wurde uns auf Anfrage von 
Adam Keller zur Verfügung gestellt. 


Finer: Einer der beeindruckendsten Charakterzüge der Gruppe “The Other 
Israel” und Deiner gesamten politisch-journalistischen Arbeit war immer der 
unermüdliche Optimismus selbst in den trübsten Zeiten, der, trotz allem, immer 
Anlaß fand für Hoffnung, hauptsächlich in den Aktivitäten der 
Friedensbewegung, aber auch in der Offensichtlichkeit der Spaltung unter 
Israels eigener politischer Führung. 

Ist es nun möglich, daß durch das Blutbad des Krieges und die 
konsequente politische Neuordnung in der Region neue Möglichkeiten für 
einen gerechten und dauerhaften Frieden aufgetaucht sind, die vor ein paar 
Monaten noch nicht existiert haben? 
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Oder glaubst Du, daß der Krieg die Versuche, eine gangbare Lösung zu finden, 
weit zurückgeworfen hat? 


Keller: Nun, die Golf-Krise und später der Krieg waren mit Sicherheit ein 
enormer Rückschlag. Der Dialog zwischen Palästinensern und der israelischen 
Friedensbewegung hatte sich über die letzten zwei Jahre hinweg bis zu einem 
Punkt entwickelt, an dem er fast zur Routine geworden war - und dies genau ist 
es, was seit dem 2. August 1990 , dem Tag der irakischen Invasion in Kuwait, 
wieder in Frage steht. Es hatte sich eine weitgehende Übereinstimmung darüber 
entwickelt, auf welchem Weg der palästinensisch-israelische Konflikt zu lösen 
sei: durch den israelischen Rückzug aus den besetzten Gebieten und einer zu 
verhandelnden Zwei-Staaten-Lösung. Es gab einige Punkte, in denen wir nicht 
übereinstimmten, meistens historische Fragen wie die Rechtfertigung des 
Zionismus, aber dies stand uns nicht wirklich im Weg, einen Konsens über die 
Gegenwart zu finden. Falls es überhaupt ein Problem gab, bestand es in der Tat 
eher darin, daß die Menschen auf all diesen Treffen zwischen Israelis und 
Palästinensern eher fragen könnten: “ Nun gut, wie geht’s weiter? Wie stimmen 
alle darin überein, was getan werden muß. Das einzige Problem ist, wie wir die 
israelische Regierung dazu bringen, uns auch noch zuzustimmen...” 

Der Golfkrieg zerstörte plötzlich diesen Konsens, denn während der 
frühen Monate der Krise und während des Krieges selbst unterstützten weite 
Teile der israelischen Friedensbewegung die U.S.-Politik, während eine große 
Anzahl Palästinenser ihre Unterstützung in der einen oder anderen Form 
Saddam Hussein gewährten. Die offizielle PLO-Position, die sich sowohl 
gegen die irakische Besetzung Kuwaits als auch gegen die U.S.-Intervention 
stellte, wurde von den meisten Mitgliedern der israelischen Friedensbewegung 
als nicht akzeptabel betrachtet. Natürlich war das Ergebnis dieser Differenzen 
eine gewisse Unterbrechung der Friedensgespräche. 

Doch die tatsächlich in dieser Hinsicht schwierigste Periode waren die 
rund zwei Monate, die direkt auf die Invasion von Kuwait folgten. In dieser 
Zeit hörte man eine Anzahl der Mitglieder der Friedensbewegung sagen, daß 
die Palästinenser uns betrogen hätten und der Dialog vorbei sei, doch dies 
entstand teilweise auch durch eine Frust-Aktion über die plötzliche 
Polarisierung der politischen Sympathien. Dennoch bildete sich innerhalb von 
rund sechs Wochen eine Art von Konsens in der israelischen 
Friedensbewegung, eine “Diplomatie der Zweigleisigkeit” anzustreben - keine 
Übereinstimmung mit den Palästinensern über die Golf-Krise, aber die 
Gespräche mit Ihnen über die Palästina-Frage fortsetzen. Die meisten 
Mitglieder der Friedensbewegung sahen sich in der Lage, sich diesem Weg 
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anzuschließen , mit der bemerkenswerten Ausnahme von Yossi Sarid (1), 
dessen Statements ausgesprochen unglücklich waren - besonders unter dem 
Aspekt, wieviel er bis dahin für die Sache des Friedens getan hatte. 


Finer: Du sagst, Yossi Sarid war die Ausnahme, doch von hier aus konnte man 
leicht den Eindruck gewinnen, daß die Polarisierung der Meinungen , selbst 
unter den “Tauben”, den Dialog fast schon auseinandergetrieben hatte. Es 
erschien wirklich ziemlich katastrophal. Prominente Israelis wie Amos Oz 
meldeten sich zu Wort, um die westlichen Friedensbewegungen zur 
Unterstützung des Krieges zu bringen und, egal wie umstritten Oz’ eigener Ruf 
als “Peacenic” immer gewesen sein mag, dies schien nichts Gutes zu verheißen. 
Ähnlich verhielt es sich mit der plötzlich auftauchenden Unterstützung des 
Krieges durch “Peace Now”, selbst wenn manche Friedens-Aktivisten im 


(1) Am 17. August 1990 veröffentlichte der Knesset-Abgeordnete der RATZ-Partei, Yossi Sarid, 
einen Artikel mit der Überschrift “laßt sie versuchen, uns zu finden” in der Zeitung “Ha’aretz”, in 
dem er bekanntgab, daß er jeglichen Kontakt mit allen Palästinensem abbräche. Seine 
Bemerkungen stießen auf heftige Kritik in der israelischen Linken, und Sarid befand sich selbst 
innerhalb seiner eigenen Partei in einer Minderheit. 
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Westen schon gemischte Gefühle über das Stehen zum Dialog bei “Peace 
Now” gehabt hatten. Ä 


Keller: Nun, ich denke, daß Peace Now mit Sicherheit Teil der Anhängerschaft 
des Dialoges ist. Es geschieht europäischen Friedensbewegungen leicht, 
besonders die Feinheiten in dieser Situation nicht zu sehen und zu sagen, daß 
jeder, der den Golf-Krieg unterstützt hat, nicht länger als Teil der 
Friedensbewegung gelten kann. Von dieser Position aus ist wirklich nicht mehr 
viel von der Friedensbewegung in Israel übriggeblieben: unser kleines 
Kommitee gegen den Krieg veranstaltete Demonstrationen und hielt 
Pressekonferenzen ab, und wir haben im Großen und Ganzen gegen diesen 
Krieg alles getan, was wir konnten, aber wir waren wirklich eine sehr geringe 
Minderheit unter der israelisch-jüdischen Bevölkerung. 

Wenn ich also von Yossi Sarid als Ausnahme spreche, meine ich das 
in Hinsicht auf die Zweigleisigkeit, die hauptsächlich die Position von Peace 
Now, Mapam (2) des größten Teiles der Ratz-Führung (3) und anderen war. 


Finer: Du erwähnst Amos Oz, aber selbst er hat auf derselben Pressekonferenz, 
auf der er die Friedensbewegungen der Welt zur Unterstützung des Krieges 
aufgerufen hat, unterstrichen, daß er immer noch ein Befürworter des Friedens 
mit den Palästinensern ist. 


Keller: Wie auch immer, der wichtigste Punkt war, daß all diese Menschen, - 
Peace Now, Ratz, Mapam und die anderen Teile der Friedensbewegungen, die 
den Krieg unterstützten, ihr andauerndes Bekenntnis zum Dialog auf sehr 
praktische Art abgelegt haben, besonders durch ihre Aktionen, die auf die 
Verhaftung von Sari Nuseibeh folgten (4). Dies war ein Schlüsseltest für ihre 
Treue, und sie haben ihn bestanden. 

Vom Standpunkt der israelischen Regierung aus hätte die Situation 
kaum günstiger sein können: der Krieg hatte begonnen, die Scuds fielen schon 


(2) Mapam, eine sozialistisch-zionistische Partei, identifiziert sich eng mit dem moderaten Teil der 
israelischen Friedensbewegung. Zwischen 1969 und 1984 war sie eng mit der Labour-Party 
verbunden, mitlerweile stellt sie nur noch 3 Sitze in der Knesset. 

(3) Ratz: Civil Roghts Movement, Bürgerrechtsbewegung, hat 5 von insgesamt 120 Sitzen in der 
Knesset. 

(4) Sarı Nuseibeh, Professor der Philosophie an der Bir Zeit Universität, und führender gemäßigter 
Palästinenser, wurde am 30.1.1991 verhaftet und für 6 Monate unter Hausarrest gestellt, wofür in 
Israel kein Gerichtsverfahren notwendig ist. Regierungssprecher klagten ihn der Spionage für den 
Irak durch Zieleinrichtungshilfe für die irakischen Raketen gegen Israel, blieben dann aber den 
Beweis schuldig. | 
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auf Israel, ein Gefühl das nationalen Zusammenhalt hatte die ganze 
Friedensbewegung, selbst Ratz und Mapam, erfaßt und in die Unterstützung 
der Regierungspolitik hineingezogen, und die gesamte Welt applaudierte über 
Israels Zurückhaltung. Mit diesem Rückhalt versuchten sie, Sari Nuseibeh 
unter Hausarrest zu stellen, der Presse versichernd, daß sie geheime Beweise 
hätten, daß er Informationen über die Einschlagorte der Raketen in Israel an 
den Irak weitergegeben habe, damit dieser seine Zielsicherheit erhöhen könne. 
Die Regierung muß fest damit gerechnet haben, daß sich unter diesen 
Umständen niemand in Israel - vielleicht außer einigen kleinen, marginalen 
Gruppen - für Sari Nuseibeh einsetzen würde. Doch hier haben sie sich 
ernsthaft verschätzt. 

All diese Gruppen - Peace Now, Ratz, Mapam und auch einige Labour 
Party Tauben - haben sich schließlich gegen seine Gefangenhaltung 
ausgesprochen und gefragt: “Warum wird er ohne Verhandlung unter 
Hausarrest gestellt? Wenn ihr wirkliche Beweise für Spionage habt, sollte er 
vor Gericht gestellt werden und wesentlich mehr als sechs Monate Gefängnis 
zu erwarten haben. Falls aber, auf der anderen Seite, keine Beweise vorliegen, 
die einer Gerichtsverhandlung standhalten würden, sollte er augenblicklich 
freigelassen werden.” | 

Und das Ergebnis dieses Drucks war, daß sein Arrest von sechs 
Monaten auf drei Monate reduziert wurde - diese Entscheidung wurde durch 
ein Revisions-Gericht getroffen, und es war mehr eine politische, denn eine 
juristische Entscheidung, hervorgegangen aus dem breiten, öffentlichen 
Verlangen. Falls die Regierung sich im Fall Huseibeh durchgesetzt hätte, wären 
Faisal Husseini (5) und andere Palästinenserführer wahrscheinlich die nächsten 
gewesen. Aber Peace Now, Mapam und Ratz, - die alle in direktem Kontakt mit 
Nuseibeh standen und ihn noch kurz vor seiner Verhaftung getroffen hatten, 
hielten ihn für ihren Partner im Dialog und waren der Auffassung, daß sie zu 
ihm stehen müßten.Die Feststellung, daß ihre Unterstützung des Krieges 


keineswegs ihren Widerstand gegen seine Nuseibehs Verhaftung schwächte, 
war sehr wichtig. 


Finer: Wie weitgehend wurde Deiner Meinung nach dieser “Twin-Track”- 
Weg, die Zweigleisigkeit, unter den palästinensischen Partnern des Dialoges 
eteilt? 
eller: Ich denke, er wurde geteilt. Auch unter den Palästinensern wurde eine 
Unterscheidung gemacht zwischen der Haltung gegenüber dem Krieg und der 


(5) Faissal Husseini ist ein prominenter gemäßigter Palästinenser von der West Bank. Im März 91 


war er Teil der Delegation palästinensischen Führer, die US-Außenminister Baker mit Zustimmung 
der ÜPLO trafen. 
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Haltung gegenüber der Palästinafrage,.und von beiden Seiten wurde die 
Annahme geteilt, daß der Golf-Krieg auf lange Sicht die vergänglichere 
Streitfrage sei, selbst obwohl niemand genau vorhersagen konnte, wie lange der 
Krieg wirklich dauern würde und die meisten Menschen sich auf eine 
wesentlich längere Kriegsdauer eingestellt hatte, als es dann in Wirklichkeit der 
Fall war. Wenn Saddam Hussein es wirklich geschafft hätte, seine Drohung, 
mit chemischen Waffen gegen Israel vorzugehen, in die Tat umzusetzten, weiß 
ich nicht, wieviel Palästinenser ihn dann noch weiterhin unterstützt hätten. 
Falls sie es doch getan hätten, wäre der Dialog wahrscheinlich an seiner 
Bruchstelle angelangt. Doch dazu kam es glücklicherweise nie. 


Finer: Dies ist ein außergewöhnlicher Standpunkt. Du scheinst der Meinung zu 
sein, daß der Friedensprozeß “von unten” kaum Schaden genommen hat am 
Krieg, aber das steht in scharfem Widerspruch zu dem weitverbreiteten 
Eindruck, daß der Friedens-Dialog sehr erschüttert ist. 


Keller: Nun, es steht außer Frage, daß der Dialog Schaden genommen hat. Er 
hat ernsthaft Schaden genommen, und ich gebe zu, daß es viel Arbeit kosten 
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Einreisende sowjetische Juden werden von der israelischen Regierung in den 
besetzten Gebieten angesiedelt ... 


- wird, ihn zu dem Punkt zurückzubringen, den er vor dem 2. August 1990 


erreicht hatte. Laß es mich so erklären: Die Jahre vor 1988 wurden durch eine 
sehr frustierende Suche nach irgendeiner Art der Übereinstimmung bestimmt. 
Die Israelis, die sich während dieser Zeit mit der PLO getroffen haben, 
verlangten verzweifelt irgendeine Aussage von der PLO zu hören, daß diese 
Israels Existenz-Recht anerkenne - sie brauchten dies nicht zuletzt, um diese 
Gespräche mit der PLO zu rechtfertigen. Dies bedeutet, daß der Dialog mit der 
PLO bis 1988 nur von einem sehr kleinen Teil der israelischen 
Friedensbewegung getragen wurde, während Gruppen wie Ratz und Mapam 
immer ihre Bereitschaft zu Gesprächen mit Palästinensern aus den besetzten 
Gebieten erklärten, aber Gespräche mit der PLO nur dann aufnehmen wollten, 
wenn diese sich vom Terrorismus lossagt und Israel anerkennt. Nun, mit der 


- Änderung der PLO-Position 1988 enstand ein greifbares Gefühl, daß die 


Wasserscheide nun erreicht sei, das Haupthindernis sei überwunden, und alles 
würde nun viel leichter vorangehen. Die Schwierigkeiten, die wir während des 
Golf-Krieges erlebt haben, mögen diese Hoffnungen im Nachhinein als recht 
naiv entlarven und wenn der Dialog wieder aufgenommen sein wird - was zur 
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... und sind bei Beginn ihrer Ansiedlung gezwungen, schießen zu lernen 


Zeit schon beginnt - wird es vielleicht eine gewisse Vorsicht geben, eine 
Furcht, die vorher nicht da war: “Heute stimmen wir alle überein, aber was 
geschieht morgen, das uns wieder trennt?” Doch vielleicht ist dies sogar ein 
Schritt in die richtige Richtung, da es vielleicht realistischer ist. 

Ich sollte eine Warnung einfließen lassen: Mein Ruf unter meinen 
Freunden ist der eines unverbesserlichen Optimisten. Aber es gab kürzlich 
einige Entwicklungen, die solch begründeten Optimismus vielleicht 
rechtfertigen. Das Statement von Moshe Sachal (6) in der letzten Kriegswoche 
zum Beispiel, in dem er seine Unterstützung für IRGENDEINE ART von 
Palästinenser-Staat erklärte. 

Zugegeben, nach seiner Idee sollte es nur eine irgendwie geartete Verbindung 
mit Jordanien geben, aber dennoch stellt der Gedanke eines Palästinerstaates 
ansich eine radikale Veränderung für die Labour-Party dar. Besonders 
interessant wird es dadurch, wer es gesagt hat, denn Sachal selbst ist weit 


(6) Moshe Sachal ist früherer Kabinett-Minister und führender Labour-Politiker. Er wird von 
vielen als möglicher Herausforderer für den Labour-Party-Vorsitz auf dem Parteikongress im 
nächsten Jahr betrachtet. 
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entfernt vom Ruf, ein Radikaler zu sein, früher war er ein sehr erfolgreicher 
Körperschafts-Anwalt, heute ist er ein opportunistischer Karriere-Politiker. 
Die Tatsache, daß er sich zu diesem Zeitpunkt entschieden hat, seine 


Bemerkungen zu machen, läßt darauf schließen, daß er dies als gesunden 
Karriere-Schritt betrachtet. 


Finer: Warum? Was brachte ihn dazu? 


Keller: Nun, wir haben schon von der Haltung, die Peace Now, Mapam, Ratz 
etc. während des Golfkrieges einnahmen gesprochen,....und ich denke, daß es 
Teil ihrer Gedankengänge war, daß nach Ende des Krieges James Baker in den 
Nahen Osten reisen würde, um sich mit all diesen Sachen zu beschäftigen. Ihre 
Erwartung war, und ist immer noch, daß die Vereinigten Staaten Druck auf 
Israel ausüben würden, um es an den Verhandlungstisch zu bringen. Ich leugne 
nicht, daß dies im Bereich des Möglichen liegt, aber aus zwei Gründen bleibe 
ich skeptisch: Erstens, weil ein großer Teil der israelischen Friedensbewegung 
seit mehr als zwanzig Jahren sich diese Hoffnung warmhält. Alle paar Jahre 
taucht ein energischer U.S.- Präsident oder -Außenminister mit einem 
Friedensplan für den Nahen Osten auf, aber noch nie gab es irgendwelche 
Resultate, bis auf Camp David, und selbst in diesem Fall blieb es sehr partiell 
und unbefriedigend. Mein zweiter Grund für die Skepsis ist einfach, daß es 
nach diesem Krieg eine lange Zeit dauern wird, bis ich Bush oder Baker wieder 
traue (wenn es um den Nahen Osten geht). | 
Wie auch immer, es gibt immer noch einige Gründe zu glauben, daß 
Bush und Baker beschließen könnten, es sei für amerikanische Interessen das 
dienlichste, wenn das Palästinenser-Problem verschleiert würde. Auf der einen 
Seite haben die arabischen Regimes, die sich an die Seite der Vereinigten 
Staaten gestellt hatten, dies meistens ungeachtet ihrer eigenen Bevölkerung 
getan: In Agypten existierte die Entfremdung zwischen Regierung und 
Regierten schon bevor der Krieg sich ausweitete. In Syrien, wo Präsident Assad 
eine scharfe Kurve schlug, vom überzeugten Anti-Amerikanismus hin zum 
Bündnispartner der USA, geschah etwas recht bemerkenswertes während des 
Krieges. Eine Petition gegen die Teilnahme am Krieg war von 40 prominenten 
Syrern unterzeichnet worden. Nun ist Syrien nicht der einfachste Platz, um 
Petitionen gegen Regierungs-Politik zu unterzeichnen, und das läßt darauf 
schließen, daß ihre Einstellung von einem Großteil der syrischen Bevölkerung 
geteilt wurde, vielleicht sogar von Teilen des Staats-Apparates, sodaß es Assad 
unmöglich war, dagegen vorzugehen. Deshalb könnten die Amerikaner der 
Meinung sein, daß der Fortschritt in der Palästinenser Frage gebraucht wird, 
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um befreundeten arabischen Regierungen neuen Rückhalt zu verschaffen. 

Doch dies ist alles sehr unklar. Ich bin mir überhaupt nicht darüber 
klar, wo die USA ihre Interessen sieht. Sicher ist, daß der moderate Teil der 
Friedensbewegung in Israel, in Übereinstimmung mit Politikern wie Sachal, 
von den Amerikanern irgendwelche Schritte erwartet. Und sie gehen davon 
aus, daß von dem Moment an, in dem die USA beginnen, sich auf einen 
Friedensprozeß zuzubewegen, die, die ihnen folgen werden, die Gewinner in 
der israelischen Politik sein werden, und die, die sich widersetzten, werden als 
Verlierer enden. 


Finer: Wie interpretierst Du dann die- Berufung von Rehavvam Ze’evi ins 
Kabinett? 


Keller: Ich denke, .dort sind viele Interpretationen möglich. Ein Faktor hat 
einfach mit den schmutzigen Notwendigkeiten der Partei-Politik zu tun. Kurz 
gesagt, Shamir mußte seine parlamentarische Mehrheit sichern. Aber es gab 
noch eine andere Überlegung: In den ersten Wochen des Krieges hat Ze’evi (7) 
eine Kampagne gegen die Regierungs-Politik der Zurückhaltung initiiert, und 
wollte in den Krieg gegen Irak eintreten. Ich denke, daß Shamir sehr besorgt 
war, dieser Gedanke könne eine ziemliche Anhängerschaft finden, und daß dies 
widerum einen Rückschlag für die Likud-Unterstützung ergeben könne. Es gab 
auch ein Element des Trotzes. Der Beschluß von Ze’evi fiel eng zusammen mit 
der Verhaftung von Sari Nuseibeh, der Einführung der militärischen 
Ausgangssperre in den besetzten Gebieten und der erneuten Bombardierung 
des Libanon. Shamir ist durch die Amerikaner von dem einzigen Muskelspiel 
abgehalten wurden, auf das es angekommen wäre in diesem Krieg, also hat er 
jede Chance genutzt, die ihm blieb, ohne das US-Veto zu verletzten. 

Natürlich hatte der Beschluß den ausgesprochen negativen Effekt, daß 
der Gedanke der Umsiedlung einen nie dagewesenen Anstrich der Legitimität 
erhielt. Aber ich sollte auch darauf hinweisen, daß dies der Anlaß war, der den 
parteiübergreifenden Konsens erschütterte, den die Regierung seit Beginn des 
Krieges genossen hatte. Als Ergebnis des Beschlusses von Ze’evi verwarfen 
Ratz, Mapam und Peace Now ihr ursprüngliches Widerstreben gegen 
Demonstrationen während des Krieges und selbst die Labour Party zog ihren 
parlamentarischen Antrag auf gemeinsames Vorgehen mit dem Likud zurück. 


(7) In der ersten Februarwoche 1991 berief Premierminister Yitzak Shamir den Führer der Moledet 
(=Vaterlandspartei)Partei, Rehavom Ze’evi, auf den Posten eines Kabinettsminister ohne 
Geschäftsbereich. Moledet befürwortet öffentlich die “Umsiedlung” (Expulsion) aller 
Palästinenser. 
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Stattdessen ließen sie ihren Protest durch das Einbringen eines eigenen, 
separaten Antrages festhalten. 

Ich erinnere mich noch sehr gut an meine eigenen widersprüchlichen 
Gefühle in dieser Sache. Ich meine, es war offensichtlich furchtbar, diese 
Rassisten im Parlament zu haben, aber auf der anderen Seite war es so eine 
Erleichterung, nicht den gleichen Refrain der Unterstützung für die Regierung 
und die Amerikaner von Mitgliedern aller Parteien zu hören. Die öffentliche 
Debatte war wieder eröffnet, die Leute schrien einander in der Knesset wieder 
an, und innerhalb des Likud selbst entstand eine hitzige Debatte,. in der 
Binjamin Begin eine besonders prominente Rolle spielte. Es war in der Tat 
dieser Zeitpunkt, zu dem die Menschen in Israel ihn als eigenständigen 
Politiker zu betrachten begannen, und nicht bloß als Sohn von Menachem 
Begin. Seine Position richtete sich gleichermaßen gegen “Umsiedlung” und 
gegen Gebiets-Konzessionen in den besetzten Gebieten - von denen er 
natürlich lieber als “Judas und Samaria” redet. Doch ich muß sagen, er hat gut 
gesprochen. 


Finer: Du hast die Gründe für deine Skepsis gegenüber der US-Diplomatie 
dargelegt, aber nimm um der Debatte willen einmal an, die Notwendigkeit 
einer Übereinkunft sei nun endgültig auch von der US-Administration 
anerkannt: Dies würde doch immer noch Fragen aufwerfen über die genaue Art 
des Drucks, den die USA, aber auch die EG und die UNO ausüben könnten und 
mußten, um Israel an den Verhandlungstisch zu bringen. Wie siehst Du das? 


Keller: Nun, ich denke, daß die israelische Friedensbewegung im Ganzen in 
dieser Hinsicht dazu tendiert, eine besondere Zurückhaltung zu üben. Im 
privaten Kreis sagen die Leute: “Oh, wenn doch nur die Amerikaner den härtest 
möglichen Druck ausüben würden auf unsere Regierung.” Aber es ist natürlich 
nicht so einfach, vor die Öffentlichkeit zu treten und dort nach Druckausübung 
von außen auf Israel zu rufen. 

Doch ich denke, es ist gar nicht so viel Druck notwendig, um eine 
beträchtliche Änderung der israelischen Politik hervorzurufen. Du mußt Dir 
nur einmal anschauen, wieviel Unruhe es in israelischen Regierungskreisen 
hervorgerufen hat, als Bush Ende 1989 ausgesprochen geringen Druck 
ausgeübt hat, indem er Shamir einfach bis zur letzten Minute nicht wissen ließ, 
ob er ihn treffen würde oder nicht. Für wahrlich zwei oder drei Wochen waren 
die Titelseiten der israelischen Presse der Frage gewidmet, ob Bush ihn sehen 
würde! Es gab wirklich Anzeichen von Panik! 

Dann, als die Vereinigten Staaten nach den Morden am Tempelberg 
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ihre Stimme im Sicherheitsrat gegen Israel abgaben, war die Regierung sehr 
erschüttert, obwohl die Resolution nicht mehr besagte als einen Tadel und 
keinerlei offizielle Strafen nach sich zog. 


Finer: Aber wo exakt sollte dieser Druck ansetzen. Würdest Du zum Beispiel 
als nächsten Schritt einen einfachen Beschluß des Sicherheitsrates, eine 
besondere UN-Delegation in die besetzten Gebiete zu schicken, bevorzugen, 
wie es nach den Tempelberg-Morden im Gespräch war? Oder sollten die USA 
nun harten wirtschaftlichen Druck ausüben - durch die Drohung z.B., die Hilfe 
an Israel zurückzuschrauben, bis sich die Regierung deutlich auf ein 
Abkommen zubewegt. 


Keller: Wie das Ganze sich entwickelt, hat sich eine Möglichkeit aufgetan, die 
moderat ist, und die verhindert, daß die US-Hilfe an Israel gekürzt wird. Die 
massive Einwanderungswelle sowjetischer Juden nach Israel macht eine 
enorme Staatsverschuldung notwendig, um die neuen Immigranten mit 
Wohnungen und anderen Grundbedarfsgütern zu versorgen. Nun, die 
Regierung hat nach mehr als einem Jahr Fleißarbeit bisher nur ungefähr 400 
Millionen Dollar von privaten Banken aufbringen können, während sich die 
Summe, die gebraucht wird, in Größenordnungen von 5 bis 10 Milliarden 
abspielt. Selbst vom israelischen Standpunkt aus müssen die USA berechtigt 
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sein, die Zusage eines solchen Zuschusses durch die US-Regierung an die 
israelische Teilnahme am Friedensprozeß zu koppeln. Dies hätte außerdem den 
Vorteil, daß es jeden Israeli, der sich als Zionist bezeichnet, zwingen würde, zu 
entscheiden, was wichtiger ist vom zionistischen Standpunkt aus: ein Fond, um 
die sowjetischen Immigranten anzusiedeln oder das Kleben an dem Ziel eines 
Groß-Israel. 

Tatsächlich glauben einige Labour-Party-Politiker - und dies sind 
wahrhaftig keine Radikalen - ‚daß dies genau die Wahl ist, die Israel bleibt. Ich 
für meinen Teil würde mich selbstverständlich nicht unbedingt zum Protest 
gezwungen fühlen, selbst wenn die USA noch stärkeren Druck auf Israel 
ausüben würden, aber, wie gesagt, es ist nicht einfach für die Menschen in 
Israel danach offen zu verlangen. 


Finer: Gibt es dabei eine Aufgabe für die internationale Friedensbewegung? 
Bisher waren deren Versuche, vorsichtig ausgedrückt, die Unruhen im Nahen 
Osten anzusprechen, im Allgemeinen eher Flickwerk. 


Keller: Ich bin mir sicher, daß die Friedensbewegung dem Nahen Osten eine 
recht hohe Priorität einräumen sollte. Ich hielte es für einen wirklichen Fehler, 
wenn all die, die gegen den Krieg aufgestanden sind, nun zusammenpacken 
und nach Hause gehen würden, oder sich einfach anderen Sachen zuwenden, 
denn diese Sache im Nahen Osten ist nicht vorbei. Ich würde sogar soweit 
gehen, daß in mancher Hinsicht gerade jetzt eine noch wichtigere Zeit für die 
Friedensbewegungen ist, um zu handeln, als in den vorhergehenden sechs 
Monaten. Nach der Invasion von Kuwait arbeitete alles für Bush, Major und 
den Rest der Koalition, für ihren Weg, den Weg in den Krieg. Für Gegner 
dieses Krieges war es sehr schwierig, ihre Argumente anzubringen. 

Doch ich denke, daß mitlerweile die Situation wesentlich vieldeutiger 
und komplizierter geworden ist. Baker selbst scheint nicht zu wissen, welchen 
Weg er einschlagen will im Nahen Osten, und die Situation im Irak wird von 
Tag zu Tag unklarer. Unzweifelhaft war Bush entschlossen, diesen Krieg zu 
betreiben, aber er schien niemals über den Kriegsausgang hinaus zu schauen. 
Als er vor ein paar Wochen das irakische Volk aufrief, Saddam Hussein zu 
stürzen hatte er dabei eher eine Art von Militärcoup im Sinne, vermutlich um 
ein weiteres autoritäres Regime einzuführen, mit dem der Westen Geschäfte 
machen kann, eine de-facto-Rückkehr zu den herzlichen Beziehungen, die den 
Westen und den Irak während des Iran-Irak-Krieges verbanden. Doch was 
stattdessen passierte, war natürlich eine Revolution von unten, ein Aufstand der 

Schiiten (was die Amerikaner verschreckte) und der Kurden (was die Türkei 
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beunruhigte, und deshalb in der Folge die Amerikaner). Das Ergebnis ist 
anscheinend, daß die USA beschlossen haben, daß ein geschwächter Saddam 
die beste aller Möglichkeiten ist. 

Dann gibt es dort noch das Problem mit Kuwait. Die Demokratie- 

Bewegung in Kuwait ist in einer viel stärkeren Position als vorher - ich glaube 
nicht, daß die Kuwaitis, die im Widerstand gegen die irakische Armee 
gekämpft haben, einfach eine Rückkehr zur Fremdherrschaft der Al-Sabahs 
akzeptieren werden. Doch auf der anderen Seite hätte eine starke Demokratie- 
Bewegung in Kuwait auch eine wichtige Signalwirkung auf all die anderen 
Golf-Öl-Staaten. Allen diesen Punkten - und auch der Frage der Verfolgung der 
palästinensischen Bevölkerung von Kuwait - scheinen die Vereinigten Staaten 
keinen Gedanken gewidmet zu haben. Deshalb ist es schwierig vorherzusagen, 
wie sie damit umgehen werden. Selbst in der israelisch-palästinensischen 
Angelegenheit bewegt Baker sich nicht gezielt, er improvisiert im Gehen. In 
dieser Situation, in der die Schlüsselmächte ängstlich die Frage zu beantworten 
versuchen, welcher Kurs einzuschlagen sei, kann die internationale 
Friedensbewegung viel einfacher intervenieren und in der Tat eine 
entscheidende Rolle in der Verhinderung des nächsten Krieges spielen. 
Soweit ich die europäische Anti-Kriegsbewegung, ihre Geschichte und 
Schwerpunkte kenne, meine ich daß eine Bewegung für die Belange der 
Militarisierung im Nahen Osten möglich ist, denn’diese Angelegenheit berührt 
nicht nur das arabisch-israelische Verhältnis oder die Beziehungen zwischen 
den ararabischen Staaten, sondern schließt auch die Rollen vom Iran und der 
Türkei ein. Die Militarisierung des Nahen Ostens ist das Herz so vieler sozialer 
und ökonomischer Krankheiten, die auf diese Region zukommen werden, daß 
es einer regionalen Übereinkunft bedarf, um damit fertig zu werden - einer, die 
alle nichtkonventionellen Waffen abschafft und vielleicht auch alle 
konventionellen. Und selbstverständlich müßte ein jedes solcher Abkommen 
die israelischen Nuklear-Waffen beinhalten, die ohnehin kein Geheimnis mehr 
sind. 

Aber natürlich ist für mich das wichtigste ein Fortschritt in der 
israelisch-palästinensischen Angelegenheit, und ich denke, daß die 
Friedensbewegung in Europa hier sehr hilfreich sein könnte. Die Frage ist 
natürlich, ob in dieser Angelegenheit aus Europa wirkliche Unterstützung 
kommen könnte, angesichts der Spaltung der Friedensbewegung Juden und 
Israel-Sympathisanten auf der einen Seite und auf der anderen Seite 
Palästinenser-Sympathisanten, die in einigen Fällen palästinensischer als die 
Palästinenser sein wollen. | 

Es kann deshalb sein, daß der einfachste Nenner, auf den man sich 
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einigen kann, die regionale Demilitarisierung ist. Mein Eindruck ist tatsächlich, 
daß es nun eine größere Übereinstimmung als je zuvor über die Wichtigkeit 
einer regionalen Lösung gibt, eines “Friedens-Pur” - “Gerade mal Friedens”, 
der eine Zwei-Staaten-Lösung des israelisch-palästinensischen Konfliktes nach 
sich ziehen würde. 


Finer: Der Punkt, an dem ich denke, daß die Unsicherheiten der 
Friedensaktivisten (sic!) beginnen, ist die Frage, wie spezifisch ihre 
Forderungen sein sollten. Sollte z.B. die Friedensbewegung eine besondere 
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Aussage zum Status von Jerusalem machen, oder 
in der Frage, ob ein noch zu entstehender 
Palästinenser-Staat vorübergehend 
demilitarisiett sein sollte, andauernd oder 
überhaupt nicht? Sollte die internationale 
Friedensbewegung diese Fragen im Vornhinein 
anschneiden oder sollten wir uns darauf 
beschränken, einen wirklichen Dialog zu fordern, 
damit exakt diese Probleme von beiden Seiten 
ausgearbeitet werden können? 


Keller: Ja, ich sehe das Problem. Aber ich denke 
tatsächlich, daß es das Gleiche ist, denn wenn Du 
auch nur sagst, daß der Dialog zwischen Israel 
und der PLO stattfinden sollte, und sogar, wenn 
Du gar nicht hinzufügst, daß es eine die Grenze 
von 1967 bestätigende Zwei-Staaten-Lösung 
geben muß, so ist es doch genau das, was ein 
Dialog notwendig beinhaltet. Was akzeptiert 
werden muß, ist, daß jedes Volk das Recht hat, 
sich seine eigenen Volksvertreter zu wählen. 
Egal, wie sehr ich mir eine andere Regierung in 
Israel wünschte, zweifellos ist Shamir Israels 
Repräsentant, solange seine Regierung die 
Mehrheit in der Knesset stellt. Und vergleichbar 
haben die Palästinenser sich dazu entschlossen, 
von der PLO vertreten zu werden und werden das 
auch in Zukunft. Also sind dies die zwei Parteien, 
die ein Abkommen aushandeln müssen. 
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Finer: Und die Friedensbewegung muß nicht konkreter werden, als solche 
Verhandlungen zu fordern? 


Keller: Es liegt auf der Hand. Je präziser sie werden können, ohne die 
Unterstützung der Menge zu verwirken, desto besser. Aber wenn die 
Friedensbewegten fürchten, daß die Konzentration auf Details im 
Friedensprozeß endlose Spaltungen und Konflikte herbeirufen könnte, dann, 
denke ich, kann man ganz allgemein sagen: 

Israel sollte das Prinzip akzeptieren, Land gegen Frieden zu tauschen, 
es sollte mit den Palästinensern reden, und in diesen Gesprächen sollte jede 
Seite ohne jegliche Einmischung von außen das Recht haben, ihre eigenen 
Vertreter zu bestimmen. 

Es ist tatsächlich so, selbst wenn man nur dies sagt, beinhaltet es alles. 


Finer: Wenn wir dieses Interview vor einem Jahr gemacht hätten, wäre es 
unbegreiflich gewesen, in diesem Punkt soweit gekommen zu sein, ohne die 
Intifada zu erwähnen. Die westliche Öffentlichkeit und die Aufmerksamkeit 
der Presse ließ schon vor der Golf-Krise nach und danach wurde sie vom Krieg 
ziemlich überschattet. Doch immer noch zeigt die Intifada nur leichte 
Anzeichen der Abschwächung. 


Keller: Die Intifada ist mit Sicherheit weit davon entfernt, vorbei zu sein. Sie ist 
immer noch sehr lebendig. Doch der Krieg war in vieler Hinsicht eine 
besonders schwierige Zeit für die Palästinenser, die überall - und das gilt 
sowohl für Kuwait als auch für die besetzten Gebiete - die am wenigsten 
anerkannten Opfer sind. | 

In den von Israel besetzten Gebieten bestand für viele Wochen eine 
militärische Ausgangssperre. Selbst als es den Palästinensern erlaubt war, 
hinauszugehen, um Lebensmittel einzukaufen, hatten viele einfach kein Geld, 
um irgendetwas zu kaufen. Und am schlimmsten: Den Palästinensern, die einer 
regelmäßigen Betreuung in einem israelischen Hospital bedurften 
(Krebspatienten, Nierenkranke und so weiter), war es nicht gestattet, ihr Haus 
zum Zweck der Behandlung zu verlassen. Die Israelische und Palästinensische 
Ärztevereinigung für Menschenrechte hat haufenweise Beweise für abgelehnte 
Anträge, chronisch kranken Patienten zur Behandlung das Verlassen der 
Ausgangs-Spertzone zu gestatten. Wenn Du also in ein Krankenhaus mußtest, 
brauchtest Du die Genehmigung der Militärbehörden für Dich und den Fahrer 
des Krankenwagens, das Haus zu verlassen. Doch um diese Genehmigung zu 
erhalten, mußtest Du zur Militärbehörde gehen - was voraussetzt, daß Du das 
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Haus verläßt - was wiederum verboten war, ein Catch 22 also. 

Und ferner waren die Palästinenser, die in Furcht vor dem Einschlagen 
einer verirrten irakischen Scud-Rakete in den besetzten Gebieten waren, zum 
größten Teil nicht mit Gasmasken versorgt. Ein Angriff mit chemischen 
Waffen also, der glücklicherweise niemals geschah, hätte also Hunderte von 
palästinensischen Opfern gefordert. Und nun, nach Beendigung des Krieges, ist 
die palästinensische Arbeit bei israelischen Arbeitgebern emsthaft beschränkt, 
während es weiterhin Regierungsziel ist, die industrielle Entwicklung in den 
besetzten Gebieten gegen Null tendieren zu lassen. Also ist das Ergebnis ein 
steigend hohes Niveau der Arbeitslosigkeit. 

Der Kreislauf der Gewalt hat auch erneut begonnen. Besonders 
während der letzten sechs Monate vor Ausbruch des Krieges gab es wiederholt 
Zwischenfälle mit Menschen von beiden Seiten, die entweder mental instabil 
oder politische Extremisten waren, die versuchten, das Gesetz in eigene Hände 
zu nehmen und ohne Unterschiede Menschen töteten. Auf Gewalt folgt 
jedesmal der Ruf nach Rache und dann weitere Gewaltakte. Dies könnte ebenso 
ein möglicher Ansatzpunkt für die internationale Friedensbewegung sein: Der 
Zyklus von Gewalt, Blutvergiessen und Hass, der sich endlos selbst erneuert, 
stellt eine wirkliche Bedrohung des Dialoges dar. Die Friedens-Camps auf 
beiden Seiten mögen selbst während der Zeit des Krieges ihre Gespräche 


fortsetzen, sie mögen eın wirkliches Verständnis füreinander entwickeln, die 
selben Ziele teilen und enge persönliche Freundschaften schließen - aber wenn 
dieser Kreislauf des Blutvergießens nicht gestoppt wird, werden sie sich früher 
oder später in der Bedeutungslosigkeit wiederfinden. Sie mögen fortfahren, 
miteinander zu reden, aber der Haß und die Gewalttätigkeit des Pöbels 
(wörtlich) wird dann auf beiden Seiten so groß werden, daß ihre Versuche 
mehr und mehr fruchtlos werden. 

Es geht immer weiter. Im letzten Dezember wurden drei israelische 
Arbeiter in einem wohlhabenden Viertel von Tel Aviv durch einen 
Palästinenser getötet. Als die Leichen entdeckt wurden, folgten drei oder vier 
Tage der Gewalt: Die Menschen verübten Anschläge auf jeden Araber, den sie 
finden konnten und riefen “Tod den Arabern”. Und all dies fand nur ein oder 
zwei Meilen von meinem Haus entfernt statt, in einem Gebiet, durch das ich 
beinahe jeden Tag gehe. Und meine Freunde und ich fühlten uns einfach hilflos 
- was sollten wir tun? Sollten wir mit körperlicher Gewalt darauf reagieren? 
Wir wußten nicht, was zu tun war, und wir taten nichts. Wenn ich heute daran 
denke, weiß ich immer noch nicht, was wir hätten tun sollen... 
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Anmerkung der Redaktion “telegraph”: Adam Keller fügt in dem Schreiben 
an den “telegraph” folgende Bemerkung an: 

“Mehr als zwei Monate sind nun seit der Beendigung der militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen den Vereinigten Staaten und dem Irak 
vergangen und es ist nun klar, daß, wie Friedensaktivisten in vielen Ländern 
vorausgesagt haben, der Krieg keines der Nahost-Probleme gelöst, sondern 
vielmehr nur neue geschaffen hat. In dieser kriegszerrissenen Zone wird es 
keine Ruhe und keinen Frieden geben, bis die Probleme im Geiste von 
Gerechtigkeit und Aussöhnung gelöst werden. Besonders die Rechte der 
unterdrückten Völker wie der Kurden und der Palästinenser müssen 
. wiederhergestellt und respektiert werden. 

In Israel sind wir im Moment mit Demonstrationen gegen die 
Neuansiedlungen beschäftigt, die die Shamir-Regierung auf der Westbank 
geschaffen hat. Wir hoffen, in Tel Aviv am 5. Juni, dem Jahrestag der 
Okkupation, eine große Demonstration durchzuführen. Es ist geplant, dabei die 
Regierung aufzufordern die Formel “Tausch von Land gegen Frieden” zu 
übernehmen. Für diese Formel können wir jetzt auch die Unterstützung von 
vielen Leuten finden, die ursprünglich durchaus die US-Intervention im Golf 
unterstützt haben. 


“The Other Israel” ist zum Jahrespreis von 30 $ im Abo erhältlich über 
folgende Adresse: 
The Other Israel, p.O.Box 956, Tel Aviv 61008, Israel 


Reise in ein freies Land - “Kurdistan-Irak” 


“Hier werden wir nicht gebraucht, die Peschmerghas haben alles unter 
Kontrolle”, erklärt der französische Offizier seinen verwunderten Soldaten, die 
gerade neben dem Camp der Kurdischen Befreiungskämpfer der Peschmerghas 
(deutsch: die, die dem Tod ins Auge schauen) Stellung beziehen wollten. Vor 
zwei Monaten hatten diese die irakische Armee vertrieben, und seitdem hat sich 
kein einziger irakischer Soldat mehr hier hergewagt. So beschreiben die 
Kämpfer die Situation in Siria, einem ehemaligen Armeecamp des Bagdader 
Regimes, 50 km östlich von Zakho. Hier fängt das befreite Kurdistan an, an 
einer Straßensperre, die von etwa 200 Peschmerghas errichtet wurde. Sie 
kontrollieren jeden, der ihr Gebiet betritt oder verläßt. 
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Auf dem ehemaligen Militärgelände stehen jede Menge zerstörter IFA-LKW’s, 
die in den 80°er Jahren von der damaligen DDR an den Irak geliefert wurden. 
“Made in Germany”, jeder in Kurdistan kennt diese Qualitätsbezeichnung. Es 
waren nicht nur die LKW’ s und Motorräder aus der DDR, mit der die kurdische 
Nationalbewegung bekämpft worden ist, es war das Training des irakischen 
Geheimdienstes, um das sich die Stasi genauso verdient gemacht hat, wie der 
BND, es waren die chemischen Waffen und es waren die High Tech Waffen 
aus der BRD, die “Made in Germany” zum todbringenden Begriff werden 
ließen. 

Die Hubschraubern von MBB bombten diesen schrecklichen Begriff 
wieder in das Gedächtnis der Kurden zurück. Mit ihnen flog die irakische 
Armee ihre Angriffe gegen die Flüchtlinge, die nach dem Zusammenbruch des 
Volksaufstandes in die Berge flohen. 

“Bimre Saddam - Nieder mit Saddam” haben sie gerufen, waren in das 
Gefängnis der Stadt Dehok eingedrungen, hatten die Gefangenen und 
schließlich die ganze Stadt befreit. Im Gebäude der Baath-Partei fiel ihnen ein 
Schießbefehl in die Hände, im Falle eines Aufstandes, so lautete die 
Anweisung Saddam Husseins an den Geheimdienst, sollten 95% der 
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Beteiligten erschossen werden, erzählen die Peschmerghas aus Siria. Sie waren 
bei den Gefechten um Dehok dabei, als die Armee versuchte, die Stadt 
zurückzuerobern. Nein, nicht ihre Stellungen waren angegriffen worden, die 
Republikanischen Gruppen haben über die Verteidigungslinien ins Hinterland 
geschossen, wo sich die Zivilbevölkerung aufhielt. “So haben sie es immer 
gemacht, und Halabja mit seinen 5.000 Toten, der Einsatz von Giftgas, die 
Leute haben das nicht vergessen, deshalb sind sie geflohen”. 


Die Einladung zum Tee ist eher eine Angewohnheit aus früheren Zeiten, Tee 
gibt es schon lange nicht mehr in den befreiten Gebieten. Mit dem Embargo 
war er schon unerschwinglich geworden, und jetzt gibt es einfach keinen mehr. 
Trotzdem haben die Teehäuser offen. Verkauft wird nichts, getrunken wird 
Wasser. Es wird diskutiert. 

Die Autonomieverhandlung in Bagdad ist das das allgemeine Thema, 
und ob sich Saddam auf die Forderungen der Kurdistan Front und den 
Zusammenschluß aller kurdischer Oppositionsgruppen einläßt, eine kurdische 
Polizeihoheit in den autonomen Gebiet Kurdistan akzeptiert und die Ölstadt 
Kirkuk dazugehören wird. Wird es internationale Garantien geben? Allen ist 
bewußt, von den kurdischen Führern bis zu den Kurden im Teehaus, jetzt ist die 
Regierung in Bagdad schwach. Jetzt wird sie alles unterschreiben, aber wie 
wird es in ein, zwei Jahren aussehen, wenn sich das Regime wieder stabilisiert 
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hat? 

Wird es gelingen, die wichtige Forderung nach der Demokratie für 
den Irak durchzusetzen, die auch den Bedürfnissen der Bevölkerung im Süden 
gerecht wird, die sich ebenso gegen Saddam aufgelehnt haben und genauso 
blutig niedergeschlagen worden sind, wie der kurdische Aufstand? Demokratie 
für den Irak, Autonomie für Kurdistan, ja das wollen sie alle. 


Shaqlawa, das Ausflugsziel für die Reichen aus Bagdad, hat sich in den letzten (4 | 
zwei Monaten verändert. Waren es früher die dickbäuchigen Geschäftsleute 

aus der Metropole, die hier der Hitze im Süden entfliehen wollten und sich von 

den ägyptischen, indischen und pakistanischen Kellnern in den Luxushotels 
verwöhnen ließen, so sind jetzt die Peschmergha’s der Kurdischen Bewegung 

die neuen Gäste, die allerdings auf den Luxus verzichten. 

Früher waren es die Souvenierartikel, die gefragt waren. Heute 
werden die Händler immer wieder nach Lebensmitteln gefragt, alles ist knapp. 
Das Embargo hat schon Spuren hinterlassen, Jetzt gibt es gar nichts mehr. Von 
den Hiilfsleistungen, die die Alliierten an die Flüchtlinge im Iran und an der 
türkischen Grenze verteilen, kommt hier nichts mehr an. So herrscht Hunger in 
den befreiten Gebieten. Aber sie sind frei, und das ist ihnen wichtig. Allen. Es 
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klagt keiner, auch nicht über die Unerträglichkeit der Wasserknappheit. 


“Saddam war schlimmer”. 
1974 sind sie alle in die Berge gegangen, die Studenten der kurdischen 


Universität aus Sulaymania. Gemeinsam mit Mullah Muastafa Barzani haben 
sie den Zusammenbruch des kurdischen Aufstandes 1975 erlebt, als sie zu sehr 
auf eine Unterstützung durch die Amerikaner und den Schah gesetzt haben, der 
sie dann im Vertrag von Algier mit'dem irakischen Regime als Gegenleistung 
für die Grenzänderung am Shatt al Arab verkauft hat. Danach waren sie bei 

© dem Wiedererstarken der 

” Nationalbewegung unter Jelal Talabani 
und den Söhnen von Mustafa Barzani 
dabei, haben den Zusammenbruch nach 
den Giftgasoffensiven des Regimes 
1988 erlebt. Und jetzt sind sie wieder 
dabei. 


Eigentlich wollte Shiwan (Foto) 
kurdischer Lehrer werden, aber die 
Unterrichtssprache war immer arabisch. 
Die kuürdischen Kinder mußten erst 
einmal arabisch lernen, um überhaupt 
die Lehrer zu verstehen. Kurdisch zu 
sprechen, war verboten. Irakische 
Schulbücher lesen sich wie das 
Parteiprogramm der Baath-Partei. 
Aber es wird alles anders werden. 
R.Maro 
O 


Die deutsche Wiedervereinigung - eine 
Wirtschaft für alle oder die ganze Wirtschaft 
für wenige? 

2. Teil 

3. Wirtschafts- und Sozialumbruch im “Beitrittsgebiet” 


Während die Modrow-Regierung noch über ihre bereits besiegelte politische Niederlage 
quittierte, schaute sie in Gestalt der absurden “Regierung der nationalen 
Verantwortung” zu, wie Kohl mit Hilfe der CDU-Ost für den benachbarten “ideellen 
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Gesamtkapitalisten” die Startlöcher für die Wiedervereinigung bereits auf dem 
Territorium des zukünftigen “Beitrittsgebiets” grub. Die um Frühstücksminister 
erweiterte Modrow-Administration behandelte die hinzugetretenen Galionsfiguren der 
bürgerbewegten Opposition ebenso, wie später die Kohl-Regierung die Interims- 
Minister aus dem Osten nach dem Beitritt der DDR: Als Legitimations- 
Manövriermasse. Es sei daran erinnert, daß die Moskau-Visite Modrows und sein 
danach erfolgter “Deutschland”- Schwenk entgegen vorherigen Zusicherungen an den 
nunmehr über ihre Vertreter in die Regierung eingebundenen Bürgerbewegungen vorbei 
erfolgte. Derweil erschöpfte sich die Mehrheit der ehemaligen Opposition am Runden 
Tisch in Konstruktionen der “Sozialisierung des Volkseigentums über Anteilsscheine an 
jeden Bürger”. Über solche Freiübungen konnten die inzwischen zu rabiaten 
Managertypen konvertierenden ehemaligen SED-Wirtschaftskapitäne sich ebenso kalt 
lächelnd hinwegsetzen, wie die noch in Warteposition verharrenden interessierten 
Unternehmergruppen der damaligen BRD. Die Frage war: Gab es noch eine Chance, 
den begonnenen Weg des “Umbruchs von unten” fortzusetzen, die eingeigelten 
Bürokraten aus den Verwaltungen radikal zu entfernen, ihre Apparate zu zerschlagen, 
die Betriebe und Kommunen selbst zu reorganisieren, statt sie durch dienstfertige 
Parteien an neue Profiteure auszuliefern - kurz: Eigene Potenzen für einen radikalen 
Neubeginn ebenso souverärn zu entfalten, wie im Herbst 1989? 

Die Mehrheit der Bevölkerung in der DDR hielt diese Möglichkeit inzwischen 
für vertan. Sie entschied sich im März 1990 für die Wiedervereinigung und deshalb für 
die stärkste diesen Weg garantierende Partei. Angesichts der früheren Erfahrungen mit 
dem real existierenden Stalinismus in der DDR und konfrontiert mit der 
Konzeptionslosigkeit der Modrow-Regierung war diese Entscheidung vor allem 
spezifischer Ausdruck eines sozialen Problems der Bevölkerung und der Erwartung 
seiner schnellen Lösung. Der von Kohl am 9. Februar ausgeworfene Köder einer 
schnellen Währungsunion tat ein übriges. 

Es ist heute geboten, die zum großen Teil bereits enttäuschten Erwartungen 
der Bevölkerung in die inzwischen inszenierte Wiedervereinigung und die im Vorfeld 
der Volkskammer- und Bundestagswahlen des Jahres 1990 abgegebenen 


Versprechungen mit der Realität und der jener Realität zugrundeliegenden # 2 


Interessenlage der neuen Herrschenden zu vergleichen. 

Die nach März regierende de Maiziere-Kohl-Connection konnte es sich sogar 
erlauben, die Fiktion der erwähnten “Anteilsscheine” unverbindlich in den 
Einigungsvertrag aufzunehmen, wohl wissend, wie man die Treuhandanstalt später 
arbeiten zu lassen gedachte: Nämlich mit negativem Saldo. Doch damit dies auch 
gelänge, war noch einiges zu tun: Mit der Weichenstellung auf die Währungsunion hin 
trat ab Juli 1990 nun genau das ein, was sogar wirtschaftspolitischen Laien ohne 
weiteres abzusehen imstande waren: Ohne das Produktivitätsgefälle durch einen 
Wechselkurs abzufedern und auf diese Weise Wettbewerbsnachteile auszugleichen, 
waren Absatzklemmen, Sanierungs-Engpässe und Betriebsschließungen folgerichtig. 
Der de Maiziere-Regierung blieb es vorbehalten, bis Oktober 1990 das halbherzige 
Manövrieren der Modrow-Regierung in den Crash-Kurs zur Einheit Deutschlands 
umzuwandeln. Auch nach dem 3. Oktober, dem Termin des Anschlusses, begünstigte 
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das nıedrige Lohnniveau und die Wirtschaftskrise im “Beitrittsgebiet” die andauernden 
Massenabwanderungen, zeitigte aber keineswegs den von vielen erwarteten 


-Kapitalzufluß. Wir erleben derzeitig eine, die schlimmsten Befürchtungen bestätigende, 


explodierende Massenarbeitslosigkeit bei steigenden Lebenshaltungskosten. Offenbar 
sınd geringe Absatzerwartungen (besonders im zusammenbrechenden Osthandel), 
ungünstige Kostenstruktur und Infrastrukturprobleme für negative 
Investitionsentscheidungen am “Standort Ost”” maßgebender, als das noch immer 
niedrige Lohnniveau Investitionsanreize bietet. Im übrigen versteht es sich von selbst, 
daß das Interesse einer Kapitalfraktion an der dauerhaften Verwandlung der “fünf neuen 
Bundesländer” in ein Niedriglohngebiet mit Konkurrenzchancen gegenüber externen 
europäischen oder außereuropäischen Anbietern politisch gegen die Gewerkschaften 
kaum durchsetzbar ist. Insofern ist massiver Arbeitskräfteabbau, gerade bei in 
Tarıfkämpfen erstrittenen Lohnsteigerungen, ein folgerichtiges Interesse von 
Investoren, wie wir jetzt auch erleben, aber keineswegs der entscheidende 
“Überlebensfaktor” für die Wirtschaftsregion Ost. Dieser ist gerade in der Regulierung 
des gesamtwirtschaftlichen Nachfragedefizits zu finden. Zudem verengt sich die 
Produktionspalette der noch mit Erfolgshoffnungen am Markt befindlichen östlichen 
Anbieter auf Waren, die dem mehr traditionellen, als dem innovativen Sektor 
zuzuordnen sind. Folglich wirkt weniger der Produktivitätsrückstand, als vielmehr der 
Konkurrenzdruck externer Billiglohnanbieter in Richtung Arbeitskräfteabbau. Eine 
Reduktion des Produktivitätsrückstandes durch innovative Investitionen mittels 
westlicher Kapitalspritzen kann auch dort erst nach dem Erreichen eines höheren 
Lohnniveaus erwartet werden, was nochmals den Druck in Richtung Arbeitskräfteabbau 
verstärkt. | 

Der Zusammenbruch der Industrie und der Landwirtschaft in der Ex-DDR, 
explodierende Massenarbeitslosigkeit und Investitionszurückhaltungen etc. 
beschränken natürlich auch gravierend die Entfaltungsräume des mit so großen 
Erwartungen bedachten Mittelstandes, denn ihm gehen auf seinem Markt die Abnehmer 
konkurs. Der weitgehenden Nachfrageverlagerung im Osten auf die Produktionspalette 
des Westens, der die neuen Bundesländer vermöge Produktionsausstoßerhöhung 
kurzerhand mitversorgt, bewirkt trotz weltweit sich abschwächender Konjunktur 
sowohl die anhaltende Prosperität in den alten Bundesländern, als auch eine 
gegenläufige Arbeitslosenentwicklung. Während also vermehrte Gewinne und 
Steuereinnahmen das Bild im Westen dort bestimmen, wo die Profiteure des 
Anschlusses sitzen, gehen neben der Wirtschaft im Osten auch die Körperschaften 
(staatliche Länderverwaltungen, Städte, Kommunen) finanziell zu Boden. Die 
Diskriminierung der neuen Länder beim Finanzausgleich kann keineswegs aus dem 
kapitalmarktgespeisten “Fond deutsche Einheit” ausgeglichen werden. Im Osten 
eingesetzte Mittel fließen (wie wir es zum Beispiel schon aus dem unterentwickelten 
Süditalien kennen) Finanzbedarf in den neuen Ländern (ob nun zur Ausstattung der 
Körperschaften, für Sozialsystem, die Arbeitslosenfinanzierung, zur Deckung der 
Kranken- und Rentenversicherungsleistungen, für die Kreditabwicklungsfonds bei 
Inlandsschulden der Ex-DDR, ihrer Auslandsschulden und der Ausgleichsforderungen 
von Betrieben, die Bürgerschaften und Kreditermächtigungen der Treuhand und des Ex- 
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DDR-Staatshaushaltes), die Ansprüche für Entschädigungen seitens enteigneter 
Alteigentümer, den Kreditbedarf für Infrastruktur, Ökosanierung und Neugründung 
abdecken? Abgesehen davon, daß der Bedarf nicht gedeckt wurde und werden wird, wie 
die veröffentlichen Statistiken ausweisen, besinnt sich die Bundesregierung nun auf 
Abgaben- und Steuererhöhungen (Arbeitslosenversicherung, Lohn-, Einkommens-, 
Versicherungs-, und Tabaksteuer, Steuer für Heizöl und Erdgas und ab 1993 die 
Mehrwertsteuer), nicht aber auf die Wiedereinführung der suspendierten Vermögens- 
und Gewerbekapitalsteuer. Alles klar: Aufschwung im Osten soll vom kleinen 
Steuerzahler finanziert und im übrigen für die Opfer des Niedergangs nur als 
Aufschwung der (steuerentlasteten) Reichen vorstellbar sein, der bestenfalls dann auch 
die Armut im Osten ein wenig dämpfen könne. Ein Konzept braucht es darüber hinaus 
für diese Regierung nicht, es sei denn, man erlaubt sich den Scherz, Möllemanns 
“Strategie Aufschwung Ost” für eine solche zu halten. 

Es ist in aller Munde: Die infrastrukturellen Defizite (insbesondere 
Verkehrswesen und Telekommunikation) sowie die Eigentumsfrage seien die 
Haupthindernisse für eine “wirtschaftliche Anpassung” im Osten. Dabei ist nur zu 
plausibel, daß eine infrastrukturelle Verbesserung der Kapitalverwertungsbedingungen 
für potentielle Ostinteressenten um so interessanter wird, je mehr die Kosten dafür auf 
den Steuerzahler abgewälzt oder der Ausbau selbst zur risikofreien Profitquelle gemacht 
werden kann. Wie in der Eigentumsfrage lautete das Schlagwort: Privatisierung. Die 
Enteignung des ehemals politbürokratisch ursurpierten Volkseigentums in der früheren 
DDR vollzieht sich ım Spannungsfeld zwischen Rücküberführung an ehemalige 
Privatbesitzer und Aneignung durch kapitalkräftige potentielle Investoren aus den alten 
Bundesländern. Was bleibt, ist: Das enteignete Volk wird zum zweiten Mal enteignet. 
Der Streit um die Prioritäten in der Ausgestaltung kapitalistischer Restauration wird 
selbst nach Maßgabe ökonomischer Reationalität des Profits und den besten 
Randbedingungen seiner Reproduktion entschieden: Ein Nebenkonflikt, wie die am 14. 
03. 91 vom Bundestag verabschiedete Kompromisregelung belegt. Diese Antwort auf 
die Frage nach den Rechten der ehemaligen DDR-Bürger (und sei es in der 
indiskutablen Form individueller anteiliger Eigentumstitel) ist von der Bonner Koalition 
wohl nun auch den naiven Diskutanten vom Runden Tisch seligen Angedenkens 
unmißverständlich gegeben worden. Bündnis 90/Grüne enthielten sich im Bundestag 
bei der Abstimmung über den Gesetzentwurf dann auch folgerichtig und ratlos der 
Stimme. Die “gewendete” Frage ist nun: Wie bemißt sich die Entschädigung der 
zugunsten von Investoren “benachteiligten” Alteigentümer (und hier ist nicht der 
ehemalige DDR-Bürger, sondern der enteignete Privateigner gemeint) und wer hat zu 
zahlen? Vermutlich werden hier wieder die erwähnten ehemaligen DDR-Bürger bald 
erleben, daß sie über ihre nochmalige Enteignung und den auf ihren Schultern 
vorgenommenen Subventionsabbau hinaus neuerlich direkt oder indirekt auch das noch 
zu begleichen haben. 

Selbst genossenschaftliches Eigentum wird keine Chance haben: Kiechle 
prophezeit den LPG’s keine Zukunft. Was folgt, dürfte klar sein: Erst abwickeln, dann 
das Bauernsterben traditioneller Art in der Alt-BRD mitmachen. 
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4. Die Treuhandanstalt: Neuer Anfang mit einer neuen 
Bürokratie? 


Man erinnert sich kaum noch daran: Ursprünglich wurde am Runden Tisch die im 
doppelten Wortsinne phantastische Idee einer Gesellschaft zur Wahrung der 
Anteilsrechte der DDR-Bevölkerung am Volkseigentum geboren. Das Modell der 
“Anteilscheine” enthüllt wie kaum ein anderes Beispiel das Ausmaß der 
Realitätsblindheit, mit der dem Mythos Vorschub geleistet wurde, eine “Behörde” 
könne anstelle der Bevölkerung als immer noch nominellem Eigentümer den Prozeß der 
Aneignung für sie vollziehen. Die Modrow-Regierung konnte außer in den von ihnen 
geleiteten Ministerien kein anderes Institut für die Wahrung von Eigentümerinteressen 
erkennen und kreierte in den letzten Tagen ihres Bestehens noch diese “Anstalt zur 
treuhändlerischen Verwaltung des Volkseigentums” mit der Maßgabe, dabei auch die 
Umstrukturierung der DDR-Wirtschaft zu befördern. Mit Übergabe der 
Regierungsgewalt an die neue Koalitionsregierung unter de Maziere blieb es dieser 
vorbehalten, die Arbeit der Treuhandanstalt gesetzgeberisch und vor allem personell 
und praktisch zu organisieren. Was konnte da herauskommen? Noch nicht einmal die 
Umwandung von Teilen des “Volkseigentums” in atomisiertes Privateigentum der 
Bürger gemäß den Vorstellungen einiger bürgerbewegter Diskutanten vom Runden 
Tisch hatte dort eine wirkliche Chance. Immerhin war damals noch in aller Munde, was 
dann später schon kaum jemand mehr zu denken wagte: Der Treugeber für diese Anstalt 
ist das Volk! Wirtschaftsminister Pohl und seine Bonner Berater nebst den eilfertigen 


‚Assistenten aus dem Wirtschaftsbürokratenapparat Mittag/Schürer, die den 


Durchmarsch über Modrows Kabinett in die Farlance einer privilegierten Hilfstruppe 
der neuen großen Koalition schafften, nahmen allerdings sofort Kurs auf die 
Vorbereitung von Liquidierung und Privatisierung unter dem Arbeitstitel “Prüfung der 
Sanierungsfähigkeit der Zweige”. 

Da machte es nichts, wenn, wie später auch im 1. Staatsvertrag, die nette Idee 
von den Anteilsscheinen für die Bürger in das Treuhandgesetz Eingang fand. Diese 
Maßgabe war nicht das Papier wert, auf dem es stand. Zum einen entdeckte man mit 
Hilfe der Treuhand, daß das Wirtschaftsvermögen selbst immer weniger Wert sei. Zum 
anderen stellte der 2. Staatsvertrag (Einigungsvertrag) klar, was unter “Eigentum” nun 
zu verstehen sei: Eigentümer ist, wem privater Besitz enteignet wurde oder 
zahlungsfähig genug ist, ihn zu erwerben. Die Privatisierungs- und 
Liquidierungsexzesse der Superholding THA als nunmehr öffentlich-rechtlicher Anstalt 
der Bundesregierung haben mehr und mehr Proteste der betroffenen Belegschaften und 
auch der in verschärfte Strukturkrisen schliddernden neuen Bundesländer provoziert. 
Die jüngste Entscheidung, über die Treuhand nun mehr Sanierungsaufgaben lösen zu 
lassen und die betroffenen Länder mit ihren infrastrukturellen Problemen 
einzubeziehen, ist wohl in erster Linie dazu geeignet, den Druck der Anklage 
bürokratischer Mißwirtschaft zum Nachteil der abhängig Beschäftigten von der 
Bundesregierung auf die sich vorschnell zufrieden gebenden Ministerpräsidenten der 
neuen Bundesländer umzulenken. 
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Denn wenn tatsächlich nicht die Apparate der Ministerpräsidenten, sondern 
basisdemokratisch legetimierte Struktur- und Belegschaftsräte begonnen, über 
betriebliche Interessen hinaus auch infrastrukturelle, das Ökosystem revitalisierende 
und beschäftigungspolitisch radikale Maßnahmen zu fordern, denen 
Privateigentumsrechte im Wege stünden, dann wäre das Gespenst des Sozialismus 
plötzlich auferstanden. Es bliebe den Eigentumsverwaltern des Bundes nichts anderes 
übrig, als mit der Treuliandbürokratie diesem Spuk ein schnelles Ende zu machen. 


5. Ausblicke 


Allenthalben wird nun angesichts einer krassen Entmystifizierung der “selbstheilenden 
Kräfte des Marktes” nach mehr Staatsinterventionalismus in Gestalt integrierter 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik der Regierung gerufen. Am “weitesten” geht hier die 
PDS, die gemeinsam mit der SPD des Übels Wurzel in der fehlenden Bereitschaft der 
Regierung entdeckt hat, sich auf die Prämissenwirtschafts- und ordnungspolitischer 
Vernunft zu besinnen. Ab und zu hört man allerdings selbst bei der SPD über das 
Klappern der gestaltungsoptimistischen Gebetsmühle von Vordenkern einer 
“arbeitnehmerfreundlichen Staatspolitik” hinaus vereinzelt auch die schrille Erkenntnis, 
daß es sich bei allem, was diese Regierung tut oder unterläßt, um Interessenpolitik 
handelt, der die Funktionalität des herrschenden ökonomischen Systems angepaßt ist: 
 Wirtschaftspolitik im Interesse der Reichen und Mächtigen - Sozialpolitik im Sinne der 
Ruhigstellung der Opfer. 

Solange die SPD angesichts dieser neuen “Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik” allerdings bis zum Erbrechen immer wieder den sozialstaatlichen 
Kompromiß zwischen Kapital und Arbeit beschwört und die PDS ihr Verständnis von 
Opposition darauf fixiert, wie eine Regierung im Wartestand mit dem Gestus 
aufgeklärter Sozialstaatlichkeit das wirtschaftspolitische Konzept der alten Regierung 
Modrow/Luft als das für alle abhängig Beschäftigten, Unternehmer, Arbeitslose, 
Sozialhilfeempfänger und Rentner in der BRD bessere im Vergleich zu dem von 
Kohl/Möllemann anzubieten, bleibt Opposition nicht nur harmlos, sondern auch für die 
genannten Opfer folgenlos. 


Was kann man im speziellen Fall deutscher “Wiedervereinigung” vom real 
existierenden Kapitalismus in der BRD über die sattsam bekannten Debatten zwischen 
Ordnungspolitikern Keynes’scher Prägung und den neoliberalen Anbetern des freien 
Marktes hinaus erwarten? Zunächst einmal lernen wir: Die wichtigste Bedingung für 
Wohlstand und Aufschwung sei die unvermeidliche Massenarbeitslosigkeit. Innerhalb 
der Wirtschaftslogik des gewöhnlichen Kapitalismus “spricht viel für die Annahme, daß 
ein Wirtschaftsaufschwung ohne eine Schocktherapie, d. h. ohne radikale 
wirtschaftliche (und ihnen folgend auch soziale) Veränderungen nicht erreichbar ist. ... 
Der kürzeste, aber auch sozial schmerzhafteste Weg zum Anschluß an die Produktivität 
der Bundesrepublik ist die Stillegung von Produktionskapazitäten in Größenordnungen 
von nahezu 50 %. Dabei kann mit einer Arbeitslosenzahl von zeitweilig deutlich mehr 
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als 4 Mio gerechnet werden. Selbst wenn ein Investitionsschub für die Jahre 1991 und 
1992 unterstellt wird, würde sich am Höchstwert der Arbeitslosigkeit wenig ändern, 
allerdings kann sie durch ein rasches Wirtschaftswachstum schneller abgebaut werden. 
... Auch ein langsamerer, sozial verträglicher Weg zur Herstellung der 
Konkurrenzfähigkeit kann zu vorübergehend hoher Arbeitslosigkeits führen. Bei einer 
Stillegung von etwa einem Viertel der Produktionskapazitäten kann die Arbeitslosigkeit 
zeitweilig ca. 3 Mio betragen. Ohne Investitionsschub kann auch bei dieser Variante mit 
einem raschen Aufschwung nicht gerechnet werden”. So heißt es in einer Studie eines 
Forscherteams des Instituts für Wirtschaftswissenschaften Berlin im Oktober 1990. 
Prägnanter kann die Fundamentalkritik an einem Wirtschaftssystem, das zwar mit 
Sicherheit die Massenarbeitslosigkeit, nicht aber die hier als unverzichtbar benannten 
Investitionsantriebe zu erzeugen imstande ist, nicht artikuliert werden. Die Folgen des 
Anschlusses der DDR an die BRD zeichnen sich jetzt deutlicher ab: Kohls neue “Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik” in einem der reichsten Länder der Welt wird eine 
neue, nunmehr nicht in erster Linie auf politischer Repression, sondern auf sozialer 
Unsicherheit fußende Subalternität produzieren. Wer es ermst meint mit seinem 
Bekenntnis zur Opposition nicht nur gegen die Folgen, sondern gegen die Ursachen 
dieser Entwicklung, wird mindestens an den Protesten der wieder einsetzenden 
Straßendemonstrationen von Leipzig und Berlin anknüpfen müssen. Weder war die 
stalinistische Bürokratie, noch ist eine auf Ausbeutung beruhende Wirtschafts- und 
Sozialordnung durch “Verbesserungsvorschläge” abzulösen. 


Dokumentation: 


In der Woche vor dem Attentat auf Rohwedder gab es, von vielen schnell vergessen und durch die 
RAF-Aktion überschattet, einen Brandanschlag auf das Berliner Treuhandgebäude, bei Nacht und 
unter Vermeidung von Todesopfer. Ursprünglich hatten wir vor, dieses Ereignis zu 
kommentieren, sahen aber dann die Notwendigkeit, uns zu dem spektakuläreren RAF-Attentat zu 


äußern. Auf Wunsch einiger Leser dokumentieren wir immerhin im Folgenden den Bekennerbrief 
zu jenem Brandanschlag. 


Bekennerbrief zum Brandanschlag auf ein Berliner 
Treuhandgebäude 
der Gruppe “Thomas Münzers wilder Haufen” 


“Sie haben dem Volk die Stimme geraubt und haben an seiner Statt das Geld zum Herrgott 
gesetzt”(Th. Münzer) 

DIE TREUHAND - sie ist die neue Supermacht schlechthin, nach der Annektion der 
DDR. Rohwedder,der eigentliche Herrscher des Ostens, hat sich um die Interessen des 
westdeutschen Großkapitals -Deutsche Bank, Bayer, VEBA, Thyssen, Siemens und wie sie alle 
heißen - verdient gemacht. Er hat die DDR-Industrie und Landwirtschaft im Auftrage der Herren 
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aus Bonn kaputtsanieren lassen: “Abwickeln”,wie es in der Amtssprache des Finanzministers 
Waigel heißt. Derselben Sprache und Worte bedienten sich die Nazis, um das jüdische Kapital zu 
“arisieren”. Damals in persona ihres heutigen Ehrenvorsitzenden Hermann J. Abs, wie heute durch 
ihr Vorstandsmitglied van Hooven, ist die Deutsche Bank federführend an den miesen Geschäften 
beteiligt. Eckart van Hooven kümmert sich besonders um die Zerschlagung der Werftindustrie an 
der Ostseeküste. Um keine neue unliebsame Konkurrenz für die Werften aus der alten BRD 
aufkommen zu lassen, an denen die Deutsche Bank Beteiligungen hat, werden durch van Hooven 
mehrere Zehntausend ArbeiterInnen rausgeschmissen. 

Das ist nur ein Beispiel für die “Arbeit” der Treuhand. Das westdeutsche Kapital hat 
kein Interesse an mehr Produktionskapazitäten, deshalb ist der eigentliche Auftrag der 
Superbehörde Treuhand, so viel wie möglich kaputt zu schlagen. 

Wir wollten dem nicht mehr tatenlos zusehen und haben der Berliner Zweigstelle der 
Treuhand einen feurigen Besuch abgestattet. Wir haben die Zimmer der Abteilungsleiter für 
Finanzen Wirtschaft und Recht in Brand gesetzt. Zuvor haben wir etliche Akten und Disketten 
mitgehen lassen,um mal genauer zu sehen, in welche Hände tatsächlich die vielen Milliarden aus 
Bonn fließen und wer dadurch geschmiert wird oder sich “saniert”. 

Die im realen Sozialismus auch nur auf dem Papier volkseigenen Betriebe sollten 
endlich in des Volkes, der ArbeiterInnen Hand übergehen. Sie sollen allein entscheiden, was sie mit 
den Sanierungsmilliarden machen. Schließlich sind es die ArbeiterInnen, die die Profite der 
Kapitalisten und Steuereinnahmen der Staatsbürokratie erwirtschaften. Ihnen gehört die 
Kohle,ihnen gehören die Häuser und Ländereien! 

“Es ist nicht möglich, daß ein Mensch bei dieser Tyrannei zum Nachdenken kommt. 
Ganz Deutschland schuftet, damit einige Herm prassen können. Die Leute wachen auf. Sie wollen 
keine Ochsen sein, die einen Prunkkarren ziehen.” (Th. Mün.) 

Berlin, 29. 03. 91 Thomas Münzer s Wilder Haufen 


LeserInnenbriefe 


“Der “telegraph” hat mir bis auf wenige Nummern gut gefallen. Das “Unternehmer-unfreundliche” 
(sprich Wirtschaft) und “unterdrückte Nachrichten” (war vieles auch in anderen Publikationen zu 
lesen) kam ein wenig zu kurz (?).” H.,, Berlin 


Alle möglichen Pressepublikationen meinten die neuesten Neuigkeiten über die RAF und den 
Anschlag auf Treuhand-Boss zu wissen. So kam auch der behörden- und 
unternehmerunfreundliche “telegraph” nicht umhin, seinen Senf dazuzugeben. Das gleich über 
mehrere Seiten in drei Artikeln, ein der Redaktion wohl angemessen erscheinender Umfang. 

Am Anfang findet der/die LeserIn einen Artikel, in dem die Lieblingsthesen der 
Opportunisten wiederholt werden, die RAF schade der Linken (welcher wohl), diskreditiere den 
“legalen”, weil gewaltfreien (Bullenlogik) Widerstand gegen die Treuhand. Auch ist die Angst um 
die Stasi-Akten ein Argument gegen RAF-Aktionen. Der Zugriff zu diesen Akten kann aber der 
Staat auch anders begründen, die Fortsetzung des Gedankenspiels wäre also, daß wir auf jeglichen 
Widerstand verzichten. Auch bleibt die Frage offen, ob es sich wirklich noch lohnt, unser 
Hauptaugenmerk auf die Personen Dossiers zu richten, ob wir da nicht schon längst verloren haben. 

Um die Beweise zu untermauern werden Biermann und Dutschke zitiert, müssen die 
ideologischen Urväter und die PDS herhalten. Enden tut das Ganze mit einer seltsamen Mischung 
aus pazifistischen Phrasen und der Weisheit vom allmächtigen Staat. 
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Der sich anschließende Artikel untersucht mehrere Möglichkeiten, wer oder was denn 
nun eigentlich hinter dem Rohwedder Attentat steht. Aber, aber es war doch schon am nächsten Tag 
in der Springer-BZ zu lesen, das die Stasi das verzapft hat. Mal ohne Ironie, es finden sich bei 
längerem Überlegen natürlich eine Menge Leute, die zu einer solchen Aktion in der Lage wären. 
Das ist jedoch eine sehr eigentümliche Logik, kein Indiz. 

Der dritte Artikel schließlich perfektioniert das Durcheinander, die RAF kann mit ihren 
Aktionen das System natürlich nicht stürzen. Das weiß auch die RAF und die Menschen aus den 
genannten und nicht genannten Zusammenhängen. So unterstellt der/die AutorIn diesen Leuten 
maßlose Unterschätzung der Klassenauseinandersetzung. Eine revolutionäre Politik zielt wohl eher 
auf die Verschärfung der Widersprüche und die Schwächung des imperialistischen Staates. Und 
selbst das erscheint noch sehr hochgegriffen. Das die Reaktion der Bevölkerung nicht über 
Stammtischniveau hinausgeht, grenzt an Arroganz. 

Die Zeiten ändem sich, der Telegraph nicht. Es läßt sich der Eindruck nicht verwehren, 
als soll der Widerstand von Menschen aus der ehemaligen DDR in ein Licht gerückt werden, 
welches so nicht stimmt, a la Ossi-Block zum 1. Mai. Es ließen sich Artikel über die Lichtenberger 
Antifa-Demo, die Räumung der Mainzer Straße anführen. Nicht verwunderlich, wenn mensch in 
4/91 Seite 8 die Logik findet: Ich (AutorIn) bin keinE LinkeR, die Stasi trete schließlich für den 
Sozialismus ein. 

Klar, Ihr werdet sagen, mein Geschreibsel hat mit solidarischer Kritik nichts mehr zu 
tun. Doch was Ihr des Öfteren bringt, hat es auch nicht. Bestimmte Formen des Widerstandes fallen 
da unter den Tisch oder werden diskriminiert. Nur mit Mahnwachen und Kerzen sind wir aber 
schon mal auf die Fresse gefallen, auch wenn mancheR das noch nicht begriffen hat. 

KODO 


“Was uns am letzten “telegraph etwas seltsam vorkam, war, daß ihr als Aktivität gegen die 
Treuhand-Politik offenbar nur die RAF-Aktion gegen Rohwedder erwähnenswert fandet und diese 
dann - nicht zu Unrecht - als isoliertes Super-Ding kritisiert. Die Treuhand-Politik war/ist aber doch 
auch das Thema von Demos, Mahnwachen und Kundgebungen, und den Brandanschlag von 
“Thomas Münzers Wildem Haufen” auf das Treuhandgebäude gab es auch noch. Ohne dieses 
Umfeld hätte die RAF ihre Aktion vielleicht auch gar nicht erst gemacht. Die RAF-Aktionen sind 
doch auch in dem Maße isoliert, wie sie isoliert wahrgenommen und ihres “Rahmens” beraubt 
werden, der eben vorhanden ist, egal, wie wir zu den Aktionen an sich stehen. Insofern war auch 
eure Wahrnehmung etwas isoliert. t.m. 


Betrachtet man die Arbeitsweise und die Ergebnisse der Arbeit der Treuhandgesellschaft, stellt sich 
die Frage: wem treu und wem zur Hand? 

Indem durch widersinnige Beschlüsse, entgegen den Interessen der Bewohner der 
ehemaligen DDR, immer mehr Betriebe ruiniert und die Mitarbeiter entlassen werden, verstößt 
diese Gesellschaft gegen das Grundgesetz, in dem das Recht auf Arbeit fixiert ist. Den Menschen 
wird die Möglichkeit genommen, in sozialer Sicherheit zu leben, das Geld wird immer weniger, 
aber alle Kosten steigen. Die Treuhand ist zu einem großen Teil dafür verantwortlich. Außerdem 
begeht die Gesellschaft. laufend Diebstahl an unserem privaten Eigentum. Die Betriebe, 
Ferienheime, Gebäude und anderen Einrichtungen, die zu Schleuderpreisen an Westler, ehemalige 
DDR-Funktionäre und gute Freunde verschoben werden, wurden schließlich mit unserem Geld, 
durch Steuern oder Gewerkschaftsbeiträge, finanziert. Keiner sagt, wo das Geld bleibt, es wird “an 
den Bund abgeführt”, hört man. Mit welchem Recht eigentlich? Es gehört uns! 

Es sind immer noch die gleichen Leute, die sich früher gegenseitig die Stühle 
zurechtrückten und sich auch heute wieder gegenseitig vorbildlich bedienen. Für mich ist die 
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Treuhand das größte Gangstersyndikat, gegen das möglichst schnell etwas untemommen werden 
muß, ehe es noch größeren Schaden anrichten kann. Ich habe deshalb die Absicht, gegen diese 
Gesellschaft Klage zu erheben und suche Mitstreiter. Leicht wird es nicht werden, wer macht mit? 
Renate Kretschmar, Robert-Havemann-Str. 2, 6504 Gera 


Richtigstellung: 


Wie uns aus den USA mitgeteilt wurde, soll die im “telegraph” vom Februar "91 und anderswo 
veröffentlichte Erklärung der “Vietnam-Veteranen gegen den Krieg” nicht echt sein. Der 
Information nach soll die Gruppe, die die Erklärung verfaßt hat, eine maoistische sein und die 
führende Gruppe der sogenannten “Revolutionären Kommunistischen Partei” (RCP) in den USA. 
Die politische Sekte sei als totalitär und dogmatisch bekannt. Die wirkliche Gruppe “Vietnam- 
Veteranen gegen den Krieg” bemühe sich um einen Boykott der Fälscher. 


Termine/Kontakte 


-1. Juni, 10.00 - 20.00 Uhr, 2. Berliner Straßenmusikfest “La Strada”, Wittenbergplatz, Info über 
Selekt-Film und Veranstaltungsproduktion, Wolfgang Krajewski, Fritschenstr. 45-46, 1000 Berlin 
12, Tel. 030/73248531 


-0T. 06. 1991, 21.00 Uhr, “Zum Sterben zuviel”, Eine Reportage über die Armut in der BRD 1985, 
Hoffmann zeigt an Beispielen aus Essen, was es bedeutet, für die Einzelnen, am Rande des 
Existenzminimums zu leben (Sozialhilfe), BRD‘85 44 min, Kino im Info-Laden DANEBEN, 
Rigaerstr. 84, 1035 Berlin 

- 2. Juni, Für ökologisch verträglichen Verkehr, Fahrrad-Demo, 14.00 Uhr Alex (Rotes Rathaus) 


- 2. Juni, 20 Uhr, Martin-Luther-Kirche Neuköln, Benefizkonzert für ein Denkmal für die 
ermordeten Juden Europas. Mit Werken von Buxtehude, Bach, Maschke und Kuhnau 


- 2. Juni, 20 Uhr, TotalverweigerInnen-Plenum in 1000 Berlin, Badensche Str. 29 1-31 


- 3, bis 7. Juni, Projektwoche “Jeder ist Ausländer, fast überall”, am 8. Juni Fest auf dem 


Helmholtzplatz (siehe Kasten unten) 


- 5, Juni, 14.00 - 18.00 Uhr, Netzwerk Open, Informationszentrum Spiel/Kultur, Kollwitzstr. 37, 
1055 Berlin Ä 

- 6. Juni, 20.00 Uhr. Steffen Kühhirt: Möglichkeiten der Kriegsdienstverweigerung für Soldaten, 
Reservisten und solche, die es nicht werden wollen, IFM Leipzig, Demmeringstr. 21 


- 6. Juni, 19.30 Uhr, Pfarrer Klaus Duntze (St. Thomas): “Kirche zwischen König und Magistrat - 
die Gemeinden in der Luisenstadt”, Einleitung in die Diskussion: Pfarrer Bernhard Brackhane (St. 
Michael), St. Michaelkirchgemeinde, Michaelkirchplatz 15, 1020 Berlin 


- 6. Juni bis 5. Juli, Galerie B, Frankfurt/Oder, Fotoausstellung Felix Schuhmann: “Ich kam mir vor 
wie ‘n Tier”, Knast in der DDR, BasisDruck Berlin 
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- 7. Juni, 18.30 Uhr, Thomas Rudolph: Das Ministerium für Staatssicherheit IV, IFM Leipzig, 
Demmeringstr. 21 


- 8. Juni, 3. Straßenmusikfestival in Leipzig 


- 8./9. Juni, Kein $ 218 in Ost und West - Fristen und Indikationen - was kommt danach?, 

Humboldt-Universität Berlin-Ost, Info: Berlin Ost: Kongreßbüro “$ 218-Kongreß”, Haus der 

Demokratie, Raum 302, Friedrichstr. 165, 1080 Berlin, Tel. 2291657 (Ost), Tel. 030/2113719 

(West), Montag, Mittwoch, Freitag von 10.00 - 14.00 Uhr, Berlin West (nur für Schriftverkehr): “$ 

218-Kongraß”, c/o Büro der Bundestagsfraktion “Bündnis 90 - Die Grünen”, Reichstagsgebäude, 
29 Scheidemannstr. 2, 1000 Berlin 21 


- 10. Juni, 16.00 Uhr, “Offene Grenzen für alle - E 92 oder “Festung Europa”, 1 1/2 h Film “Der 
Marsch”, Filmraum der FHSS (Fachhochschule für Sozialarbeit + Sozialpädagogik), Goltzstr., 
Berlin-Schöneberg 


- 12. Juni Podiumsdiskussion in der Wabe ‚Berlin, Dimitroffstraße zum Thema Knast 


- 12. Juni, 16.00 Uhr, “Entwicklungspolitik - Gerechte Verteilung von Ressourcen & gerechter 
Handel” 20 min-Film “Fluchtgründe”, Filmraum der FHSS, Goltzstr., Berlin-Schöneberg 

- 13. Juni, 19.30 Uhr, Podiumsgespräch: “Luisenstadt - nicht City! - Zur neuen Identität eines alten 
Stadtteils im vereinten Berlin”, Teilnehmer: Staatsekretär Branoner (Senator für Stadtentwicklung 
und Umweltschutz), Senatsbaudirektor Hans Stimmann, Superintendent Joachim Koppehl, Prof. 
Dr. Ulrich Reinisch, Dr. Dieter Hoffmann-Axthelm, Bürgermeister Hasse (Mitte), Bürgermeister 


Günter König (Kreuzberg), Moderation: Klaus Duntze, St. Michaelkirchgemeinde, 
Michaelkirchplatz 15, 1020 Berlin 


- 13. 06. 1991, 21.00 Uhr, “Projekt Arthur - Die Gewaltfrage 1968”, Der Film geht der Frage nach 
den Mitteln zur Durchsetzung politischer Ziele nach, der Frage von Gewalt und Gegengewalt - ein 


Fragment der Zeit um 1968 für die Diskussion von heute, Kino im Info-Laden DANEBEN, 
Rigaerstr. 84, 1035 Berlin 


- 15. 06. 1991, 21.00 Uhr, “Mieter helfen Mietem”, Gegenwehr, Kampf gegen Mietwucher, Kampf 
® gegen Spekulanten, Selbstorganisation von MieterInnen, BRD 1981 45 min, Kino im Info-Laden 
DANEBEN, Rigaerstr. 84, 1035 Berlin 


- 16. Juni, Galerie B, Frankfurt/Oder, Autorenlesung von Torsten Heyme: “Ich kam mir vor wie ‘n 
Tier”, Knast in der DDR 


- 21. Juni, 18.30 Uhr, Thomas Rudolph: Das Ministerium für Staatssicherheit V, IFM Leipzig, 
Demmeringstr. 21 


- 25. Juni, 18.30 Uhr, Steffen Kühhirt: Geschichte der Kriegsdienstverweigerung Drittes Reich - 
DDR - BRD, IFM Leipzig, Demmeringstr. 21 


- 27. Juni bis 11. August, Paddeltour von Dresden nach Hamburg unter dem Motto “Elbabwärts für 
den Frieden”, Info über Sebastion Schmidt, Tiekatscheckstr. 40c, 8030 Dresden 
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- 28. Juni bis 3. August, XX. Trienale, War Resisters’International (Intemationale der 
KriegsdienstgegnerInnen), La Marlagne, Belgien, Kontakt: War Resisters Intemational, 55 Dawcs 
Street, London SE 17 1EL, England, Tel. 004471/7037189 


Annoncen 


- “Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden” (Art. 4 
Abs. 3 Grundgesetz), “Kriegsdienste verweigern - Information und Beratung”, Beratungsstelle: 
Büro der GRÜNEN/Initiative Frieden und Menschenrechte, Lübsche Str. 81/83, 2400 Wismar, 
montags ab 16.30 Uhr, Tel. Wismar 2536 


Service Civil Intemational eröffnete Berliner Regionalbüro im Martin-Niemöller-Haus: 
Pacelliallee 61, W-1000 Berlin 33, Montag - Freitag 10.00 - 13.00 Uhr, Tel. W-Berlin 8315788 
sowie eine Informationsstelle in Ost-Berlin: Unter den Linden 36, Berlin-Mitte, Haus der Jugend, 
5. Stock, Raum 525, Mittwoch 10.00 - 13.00 Uhr, Donnerstag 16.30 - 19.00 Uhr, Tel. O-Berlin 
20340-639 

DER SCI organisiert intemationale Freiwilligenarbeit in Workcamps in über 40 Länder. 


tete 
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Das neue Sommerprogramm 1991 mit über 500 Workcamps erschien im April und kann in der 
Bundesgeschäftsstelle gegen DM 3,- in Briefmarken bestellt werden: Service Civil International, 
Sommerprogfamm 1991, Blücherstr. 14, W-5300 Bonn 1 


An alle AntifaschistInnen! 
Nachdem der Antifaschistische Kalender “91 so gut angekommen ist, ist gerade der für 1992 wieder 
in der Mache. 

Wir, die Kalendergruppe “92 (Antifas aus verschiedenen Städten) sind daran 
interessiert, den Kalender im Serviceteil zu aktualisieren, d.h. wir wollen immer nur aktuelle 
Adressen drin haben. Also, falls ihr im letzten Kalender nicht aufgeführt sein solltet, dann schickt 
uns eure Kontaktadresse zu; falls sich was geändert hat, oder falls ihr so drin bleiben wollt, schickt 

&® ebenfalls bitte "ne kurze Nachricht. 

Schreibt auch dazu, unter welcher Adressenrubrik ihr erscheinen wollt. Es gibt die 
folgenden Rubriken: Antifa-Adressen, Flüchtlingspolitikadressen, Infoläden und Zentren, | 
Rechtshilfen und Ermittlungsausschüsse... 

Und noch eine weitere Bitte: Wenn ihr daran interessiert seid, den Kalender 
weiterzuverkaufen, dann bestellt bitte frühzeitig, damit wir die Auflagenhöhe besser kalkulieren 
können. Wir bieten den Kalender für alle, die bis zum 15.7. bezahlen, wieder zu einem 
Subskriptionspreis von 8,50 dm an (später 9,50 dm)/ ab 5 Stck. 30% Rabatt/ ab 50 Stck. 35%/ ab 
100 Stck. 40%. Bitte schickt ausreichend Porto mit!. Der Kalender erscheint Ende August! 


Ciao, Kalendergruppe “92 
c/o unrast 

Querstr. 2 

4400 München 
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Hinweise zu den Abokarten 


Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht wird 
bitte die Angaben zu Bankleitzahl, Kontonummer etc. machen und vor dem 
Abschicken noch mal Überprüfen und mit der zweiten Unterschrift 
bestätigen. 

Fristen 

Das Abo (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich automatisch, wenn 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung 
erfolgte.Den Aboauftrag könnte ihr bis zu zehn Tage nach Abschicken © 
(Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo 
informieren (nur gegen Vorkasse Bar oder Briefmarken !) 
Geschenkabo:Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch einfach ein 
telegraph-Abo! | 


Förderabo: 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift 


wie den telegraph unterstützen wollen, können das mit einem 
? Fö ü 
ae im Jahr tun. Dieses verlängert sich wie das Normalabo weni 
ein Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündi ’ 
Abonnentenwerbung: BUSH WITT, 
Da wir möchten das möglichst viele Menschen in den Gen 
ann uß des tel 

kommen und wir uns über jede/n neue/n AbonnentIn besonders if 
wu jeder/m der eine/n neue/n LeserIn für den telegraph wirbt, einen ‚ bieten 

Prachtband aus dem Programm des BasisDruck-Verlages, das Buch 
Leichtmetall N Comics in der DDR. Nur so lange der Vorrat reicht ! 
Ersatzweise bieten wir euch noch den Öko-Kalender 1991 als Dikesch 
( Wenn ihr das Buch schon habt oder nicht auf Comics steht etc. pp.) an Pi 
Wenn ein/e AbonnentIn geworben wurde,sollte er/sie sich bitte ne 5) 
der Redaktion melden. schriftlich bei 
Ein Ganzjahresabo kostet wie immer 34,-DM, ei ’ 

x N ” ‚ein Hal 

Alles inklusive Porto und Mehrwertsteuer. DD 
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telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: __ für | 
__1Jahr (34.- DM) __ 1/2 Jahr (17.50 DM) 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos geklindigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 
_ auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Briefmarken) ! 


An 


Redaktion telegraph 
o 


Datum/Unterschrift 

Name: 

_‚Str./Nr.: 

Ort/PLZ: 

Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
_ per Abbuchung 


Schliemannstr. 22 


Berlin - O 


Konto-Nr. 


Name der Bank/Ort 


1058. 


Datum /Unterschrift 


Kundennummer (wenn schon vorhanden): 


telegraph - das Geschenk 
Ich versc ne den telegraph als Abo für 
1 Jahr (34.-DM) an: 

Name: 
Str/Nr: 
Ort/PLZ: _ 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! > 
Der ne kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. | 


An 


& 


Redaktion telegraph 


Datum/U nterschrift 


N | | 

Str. Ni.  Schliemannstr. 22 
Ort/PLZ: | N 
Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 


__ per Abbuchung 


Berlin-0O 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort | 


1058 


Datum /Unterschrift 


